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Hermann Meyn

Ausgewogenheit — nur ein Kampfruf?

Zur Problematik einer Vokabel in der rundfunkpolitischen Diskussion

Pünktlich zur Wahlkampfzeit war sie plötz-
lich wieder da — die Diskussion über die 
mangelnde Ausgewogenheit der bundesrepu-
blikanischen Fernsehprogramme. Erstaunlich 
war das nicht, denn in den Wochen vor der 
angeblichen Entscheidung über „Freiheit oder 
Sozialismus" verfolgten alle Parteien mit au-
ßergewöhnlicher Aufmerksamkeit, zuweilen 
gar mit Stoppuhr und Zeilenmaß, was über 
den Bildschirm flimmerte. Und manche sind 
bis heute nicht aus dem Nachrechnen heraus-
gekommen, welcher Sender wie oft prosozial-
liberale Beiträge ausgestrahlt hat. Obwohl die 
Sozialwissenschaftler nach vielen empiri-
schen Studien immer noch nicht exakt sagen 
können, was es denn nun tatsächlich mit der 
eifrig beschworenen Suggestivkraft und Fas-
zination des Fernsehens auf sich hat, gehen 
die Wahlkampfmanager weiterhin schlank-
weg davon aus, daß Wähler in ihrer politi-
schen Einstellung durch einzelne Sendungen 
beeinflußt werden — sonst hätten die Sozial-, 
Frei- und Christdemokraten nicht so aufge-
regt reagiert, als ihnen die TV-Gewaltigen im 
letzten Herbst gelegentlich die Leviten lasen.

Kritik, so wird beschwichtigend versichert, 
sei natürlich erlaubt, müsse unbedingt sein — 
man will es schließlich nicht mit den Journa-
listen verderben oder gar in den Geruch kom-
men, Grundrechte in Frage zu stellen, aber, so 
wird gleichzeitig mit drohendem Unterton 
hinzugefügt, die Kritik dürfe nicht ei

1

nseitig 
sein. „Mehr Ausgewogenheit" lautet deshalb 
— nicht ganz ohne Heuchelei — die Parole 
jener, die „keine Argumente mehr auf die 
Waage der demokratischen Meinungsbildung 
zu bringen haben" ), die sich zu kurz gekom-

1) Helmut Ridder, „Ausgewogenheit" — Ein Fetisch 
mit Ahnentafel, in: Rundfunkpolitische Kontrover-
sen, Zum 80. Geburtstag von Fritz Eberhard, hrsg. 
von M. Kötterheinrich, U. Neveling u. H. Schmidt, 
Frankfurt a. M. 1976, S. 20.

men glauben. Zu ihnen zählen sich offenbar 
vor allem die Unionsparteien, deren medien-
politischer Koordinierungsausschuß die Rund-
funkanstalten vor einiger Zeit auf zwei 
DIN A 
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4 Seiten zu belehren versuchte, was 

unter Ausgewogenheit zu verstehen ist ).

Daß die Adressaten unwirsch reagierten, war 
vorauszusehen. Den Rundfunkjournalisten 
liegt das Thema Ausgewogenheit schon seit 
langem schwer im Magen. Dem Berliner ZDF- 
Studio-Leiter Hanns Werner Schwarze er-
scheint das Wort von der Ausgewogenheit 
wie ein „Phantom" *), Intendant Reinhold 
Vöth vom Bayerischen Rundfunk kann es 
„ . . . nicht mehr hören" 4), und ZDF-Chefredak-
teur Reinhard Appel „ . . . wäre dankbar, 
wenn die Vokabel verschwinden könnte" s). 
Für den WDR-Redakteur Reinhard München-
hagen ist die Forderung nach Ausgewogen-
heit „eines der leidvollsten und am häufig-
sten fehlinterpretierten Kapitel in weiten Be-
reichen des gegenwärtigen Journalismus in 
diesem Land" 6), und im Jahresbericht 1975 
der von den evangelischen Kirchen in die 
Aufsichtsgremien von Hörfunk und Fernsehen 
entsandten Mitglieder heißt es: „In manchen 
Gremien wird die Beschäftigung mit dem Pro-
blem der Ausgewogenheit schon heute mit ei-
nem gewissen Mißvergnügen wahrgenommen, 
teils, weil die Diskussion bis jetzt keine rech-
ten Fortschritte in der Begriffsklärung ge-

2) Veröffentlicht in: FUNKREPORT, Nr. 12 v. 11.6. 
1976, S. 12 ff.
3) Hanns Werner Schwarze, Von Selbstkontrolle, 
Gegenkontrolle und Selbstzensur, in: Die Schere 
im Kopf, über Zensur und Selbstzensur, hrsg. von 
Henryk M. Broder, Köln 1976, S. 165.
4) TV-COURIER, Nr. 28 v. 27. 9. 1976, S. 3.
5) Zitiert nach: Kirche und Rundfunk, Nr. 38 v. 
15 5. 1976, S. 14.
6) Reinhard Münchenhagen, Wie einem an der 
„Politik" die Lust vergehen kann, in: Die Schere 
im Kopf, a. a. O., S. 193.



bracht hat, teils auch, weil es sich um eine 
weithin aufgezwungene Diskussion handelt, 
die längst unter dem Vorzeichen der Polari-
sierung b 7etrieben wird." )

Das Mißvergnügen unmittelbar Betroffener 
kann nun allerdings kein Grund sein, eine 
Vokabel einfach in der Versenkung ver-
schwinden zu lassen. Journalisten reden nun 
mal — genau so wie viele Staatsbürger — 
lieber von ihren Rechten als von ihren Pflich-
ten. Andererseits ist nicht zu überhören, daß 
die Parteien mit dem Stichwort Ausgewogen-
heit Medienpolitik treiben, wobei sie unter 
Medienpolitik weniger Presse- und Rundfunk-
strukturpolitik verstehen — die findet ja 
weithin überhaupt nicht statt —, sondern da-
mit ihre Bemühungen kaschieren, die eigene 
Position in den Medien zu verbessern und die 
des „Gegners" zu verschlechtern.

Rechtliche Grundlagen

Der Begriff Ausgewogenheit ist, was Rund-
funkleute nicht so gerne hören, keineswegs 
eine Erfindung fernsehgeschädigter Partei-
funktionäre. In den „Richtlinien für die Sen-
dungen des Zweiten Deutschen Fernsehens 
vom 11.7.  1963" heißt es ausdrücklich: „Die 
Anstalt ist zur Überparteilichkeit verpflichtet. 
Die Ausgewogenheit des Gesamtprogramms 
bedingt jedoch nicht Überparteilichkeit in je-
der Einzelsendung. Sendungen, in denen bei 
strittigen Fragen ein Standpunkt allein oder 
überwiegend zur Geltung kommt, bedürfen ei-
nes entsprechenden Ausgleichs." 8) Ähnliche 
Formulierungen enthalten die „Grundsätze für 
die Zusammenarbeit im ARD-Gemeinschafts- 
programm .Deutsches Fernsehen“', in denen 
sich die ARD darauf verständigte, daß die 
Verpflichtung zur Gewährleistung eines Min-
destmaßes an inhaltlicher Ausgewogenhei

9

t 
nicht nur für das Gesamtprogramm, sondern 
für einzelne Sparten gilt ).

Die ZDF-Richtlinien und die ARD-Grundsätze 
stammen beide aus einer Zeit, als das soge- *

7) Zitiert nach: Kirche und Rundfunk, Nr. 91 v.
13. 12. 1975, S. II.
8) Ernst W. Fuhr, ZDF-Staatsvertrag, Mainz 1972,
S. 203.
9) Ernst W. Fuhr, a. a. O., S. 204.

nannte erste Fernsehurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 28. Februar 1961 schon 
vorlag. In seinem zehnten Leitsatz hatte das 
Gericht erklärt: „Art. 5 GG fordert Gesetze, 
durch die die Veranstalter von Rundfunkdar-
bietungen so organisiert werden, daß alle in 
Betracht kommenden Kräfte in ihren Organen 
Einfluß haben und im Gesamtprogramm zu 
Wort kommen können, und die für den Inhalt 
des Gesamtprogramms Leitgrundsätze ver-
bindlich machen, die ein Mindestmaß von in-
haltlicher Ausgewogenheit, Sachlichkeit und 
gegenseitiger Achtung gewährleisten. 10" )  Es 
fällt auf, daß in den vor dem Karlsruher 
Spruch beschlossenen Rundfunkgesetzen und 
Staatsverträgen das Wort Ausgewogenheit 
fehlt. Der Staatsvertrag über den Norddeut-
schen Rundfunk vom 16. Februar 1955 be-
schränkt sich beispielsweise auf die Forde-
rung, daß der NDR „nicht einseitig einer poli-
tischen Partei oder Gruppe, einer Interessen-
gemeinschaft, einem Bekenntnis ode

11
r einer 

Weltanschauung dienen" darf ). Dieses 
Einseitigkeitsverbot interpretierte das Bun-
desverfassungsgericht um in ein Gebot eines 
Mindestmaßes an Ausgewogenheit. Während 
die ARD die neue Formel wörtlich übernahm, 
entschieden sich einzelne Anstalten wie der 
Bayerische Rundfunk und das ZDF für eine 
Kurzfassung. Sie strichen nämlich das „Min-
destmaß", schränkten damit den Freiraum ein, 
den Karlsruhe beschrieben hatte, und erwie-
sen sich selbst, wie sie inzwischen erfahren 
mußten, einen Bärendienst, denn nun wird 
nicht mehr über ein „Mindestmaß an Ausge-
wogenheit" diskutiert, sondern nur noch über 
„ Ausgewogenheit".

Funktionen des Rundfunks

Das Bundesverfassungsgericht geht im ersten 
Fernsehurteil von der Tatsache aus, daß „im 
Bereich des Rundfunks sowohl aus techni-
schen Gründen als auch mit Rücksicht auf 
den außergewöhnlich großen finanziellen 
Aufwand für die Veranstaltung von Rund-
funkdarbietungen die Zahl der Träger solcher

10) Ernst W. Fuhr, a. a. O., S. 222.
») Wolfgang Lehr/Klaus Berg, Rundfunk und Pres-
se in Deutschland, Mainz 1971, S. 69.



Veranstaltungen verhältnismäßig klein blei-
ben muß" 12 ). Diese Sondersituation des 
Rundfunkwesens verlangt nach Ansicht des 
Gerichts besondere Vorkehrungen zur Ver-
wirklichung der im Grundgesetz gewährlei-
steten Freiheit des Rundfunks. Dazu gehört, 
die Veranstaltung von Rundfunkdarbietungen 
so zu organisieren, „daß alle in Betracht kom-
menden Kräfte in ihren Organen Einfluß ha-
ben und im Gesamtprogramm zu Wort kom-
men können" 13).  Ob die vom Gericht festge-
stellte Sondersituation noch gegeben ist, 
braucht in diesem Zusammenhang nicht wei-
ter diskutiert zu werden14). Hier interessiert 
lediglich, daß Karlsruhe aus der tatsächlich 
bestehenden geringen Trägerzahl, also aus 
der oligopolistischen Struktur, Forderungen 
an das Programm abgeleitet hat. Wie sie zu 
realisieren sind, eben darum geht der Streit.

12) Ernst W. Fuhr, a. a. O„ S. 257.
13) Ernst W. Fuhr, a. a. O., S. 258.
14) Vgl. Hermann Meyn, Kabelfernsehen — Chan-
cen und Gefahren, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 48/75.
15) Wolfgang Lehr/Klaus Berg, a. a. O., S. 86.

16) Wolfgang Lehr/Klaus Berg, a. a. O., S. 121/122.
17) Wolfgang Lehr/Klaus Berg, a. a. O., S. 146 u. 
S. 69.
18) Kirche und Rundfunk, Nr. 38 v. 15.5. 1976, 
S. 5.
19) Ebda.

Die grundsätzlichen unterschiedlichen Auffas-
sungen zeigen sich bereits in der Diskussion 
über die Funktionen des Rundfunks. Unstrit-
tig ist die Informationsfunktion. Sie wird in 
den Staatsverträgen und Rundfunkgesetzen 
im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur 
objektiven Nachrichtengebung angesprochen. 
Daß es dabei nur immer um ein Streben, nie-
mals um totale Objektivität gehen kann, ver-
steht sich von selbst. Die eigentlichen Proble-
me beginnen bei der Kritikfunktion, die von 
den Gesetzgebern recht unterschiedlich um-
schrieben wird. Die Programm-Mitarbeiter 
von Radio Bremen haben beispielsweise 
laut Gesetz vom 22. November 1948 in der 
Fassung vom 9. September 1969 das Recht, 
„nach gewissenhafter Prüfung der Gründe an 
Ungerechtigkeiten, Mißständen oder Unzu-
länglichkeiten bei Persönlichkeiten oder Ein-
richtungen des öffentlichen Lebens sachliche 
Kritik zu üben" 15 ). In ähnlicher Weise räumt 
die Satzung für den Süddeutschen Rundfunk 
vom 21. August 1950 in der Fassung vom 
2. August 1951 „demokratisch gesinnten Kom-
mentatoren und Vortragenden das Recht zur

Kritik an Ungerechtigkeiten, Mißständen oder 
Unzuträglichkeiten bei Persönlichkeiten oder 
Amtsstellen der öffentl
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ichen Behörden und 

der Staatsregierung )  ein. Ohne das Wort 
„Kritik" ausdrücklich zu nennen, fordern das 
WDR-Gesetz vom 25. Mai 1954 und der NDR- 
Staatsvertrag vom 16. Februar 1955 dazu auf, 
„zur sozialen Gerechtigkeit zu mahnen" 17 ).

Rundfunkjournalisten, die für die Unterprivi-
legierten in dieser Gesellschaft eintreten, also 
für mehr soziale Gerechtigkeit streiten, gera-
ten zwar leicht in den Verdacht, Klassen-
kämpfer zu sein, können sich jedoch, soweit 
sie nicht zur Überrepräsentanz der Unter-
privilegierten im Programm beitragen, auf 
Staatsverträge und Rundfunkgesetze berufen. 
Insofern darf sich, ja muß sich sogar der 
Rundfunk in den Dienst einer Sache stellen, 
Partei ergreifen zugunsten der sozialen Ge-
rechtigkeit. Denn es gibt Dinge, die haben 
eben nur eine Seite. Mit Recht hebt deshalb 
Helmut Drück von der Intendanz des West-
deutschen Rundfunks hervor: „Es galt und 
gilt bis dato als ein nobile officium des Jour-
nalisten, durch Kritik an bestehenden Ver-
hältnissen oder Mißständen auf deren Verän-
derung oder Beseitigung hinzuwirken. Wenn 
diese Kritik sich nicht mit dem Aufzeigen be-
gnügt, sondern sie zugleich dem kritisch ge-
wordenen Bürger auch sagt, welche Möglich-
keiten des Wandels, welche Aktionsfelder für 
Veränderung offen sind, dann liegt dies nach 
meinem Verständnis durchaus noch im Rah-
men des klassischen Kritikauftrags der Jour-
nali 18sten." )

In Drücks Interpretation sieht der stellvertre-
tende Intendant des Norddeutschen Rund-
funks, Dietrich Schwarzkopf, „die Gefahr ei-
ner Einengung der pluralistischen Vielfalt, 
die Gefahr einer Beschränkung des Zugangs 
zum .chancengleichen, fairen Meinungs- 
markt'" und betont seinerseits den Forumcha-
rakter des Rundfunks 19 ). Schwarzkopf beruft 



sich dabei auf den 1970 erschienenen „Bericht 
der Kommission zur Untersuchung der rund-
funkpolitischen Entwicklung im südwestdeut-
schen Raum", in dem „ein vollständiges Ka-
leidoskop der Meinungsvielfalt" in der Pro-
grammgestaltung gefordert wird. Das klingt 
zwar nach Forum, doch die Kommission hat 
gleichzeitig darauf hingewiesen, daß der 
Rundfunk sich nicht „auf die bloße unreflek-
tierte Wiedergabe und Vermittlung von be-
reits vorhandenen Meinungen zu beschrän-
ken, sondern die öffentliche M

20
einung selbst 

mit hervorzubringen" habe ).  Dies ist si-
cherlich kein Freifahrschein für Agitations-
journalismus und schrankenlose Mikrophon- 
Libertinage, sehr wohl aber eine Ermunterung 
für die Rundfunkjournalisten, selbst Position 
zu beziehen.

Solange die einen zu dieser und die anderen 
zu jener der in den westdeutschen Parlamen-
ten vertretenen Parteien tendierten, hat auch 
niemand unter Hinweis auf Ausgewogenheits-
gebote das Recht der Rundfunkjournalisten 
auf freie Meinungsäußerung einzuschränken 
versucht. Das änderte sich schlagartig, als 
Ende der sechziger Jahre die Ausläufer der 
studentischen Protestbewegung in den Funk-
häusern virulent und Ansichten vertreten 
wurden, die außerhalb des von den etablier-
ten politischen und gesellschaftlichen Grup-
pen abgesteckten Meinungsspektrums lagen, 
sich aber noch innerhalb der verfassungsmä-
ßigen Ordnung hielten. Die Zweifel, die da-
mals am Pluralismus als dem bestmöglichen 
Strukturprinzip zur Bündelung und gleichge-
wichtigen Berücksichtigung von Interessen 
aufkamen21), sind in der Zwischenzeit nicht 
ausgeräumt worden. Weder organisations- 
noch konfliktfähige Minderheiten haben im 
verfestigten Pluralismus nach wie vor nur ge-
ringe 22 Chancen ).

!20) Vgl. Bericht der Kommission zur Untersuchung 
der rundfunkpolitischen Entwicklung im südwest-
deutschen Raum, Bonn o. J.
21) Vgl. Rudolf Steinberg, Interessenverbände als 
Kommunikationskanäle, in: Zur Theorie von der 
politischen Kommunikation, hrsg. von Wolfgang 
R. Langenbucher, München 1974, S. 145.
22) Vgl. Johannes Rau, Wie frei ist der Rundfunk?, 
in: Kirche und Rundfunk. Nr. 44 v. 5.6. 1976, 
S. 3.

23) Vgl. Kurt Sontheimer, Zum Problem der gesell-
schaftlichen Kontrolle des Rundfunks und seiner 
Organisation, in: Herrschaft und Kritik, hrsg. vom 
Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik, 
Frankfurt a. M. 1974, S. 70.
24) Kirche und Rundfunk, Nr. 22 v. 22.3. 1976, 
S. 4.
25) Zu den Unterschieden in der Zusammenset-
zung vgl. Hermann Meyn, Gefahren für die Frei-
heit von Rundfunk und Fernsehen?, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte, B 48 '69, S. 22.

Es kann nun nicht Aufgabe des Rundfunks 
sein, die Chancengleichheit herzustellen, aber 
er darf sich andererseits auch nicht damit be-
gnügen, die tatsächlichen Machtverhältnisse 
abzusegnen und widerzuspiegeln, was durch 
die Meinungen und Interessenlagen der Eta-
blierten abgedeckt wird 23 ). Glaubwürdig kann 
das vom Bundesverfassungsgericht befürwor-
tete Modell des Integrationsrundfunks, das 
keineswegs die in der Gesellschaft bestehen-
den Widersprüche nivellieren soll, auf die 
Dauer nur sein, wenn wirklich alle gesell-
schaftlich relevanten Meinungsströme sicht-
bar werden. Die Pluralität der durch den 
Rundfunk verbreiteten Auffassungen muß 
also beispielsweise über den in den Auf-
sichtsgremien der Anstalten repräsentierten 
Pluralismus hinausreichen, denn — so er-
kannte Klaus von Bismarck am Ende seiner 
Intendantenzeit beim Westdeutschen Rund-
funk — „in den . . . mächtigen Gruppen der 
Gesellschaft, also gewiß nicht nur in den Par-
teien, ist die Neigung zu einer primitiven 
Selbstbestätigung so groß, daß auch die ät-
zende Infragestellung durch kritische Journa-
listen keinesfalls unterdrückt werden darf, so-
lange sie sich auf eine Demokratie-Gesinnung 
gründet" 24 ).

Die Kontrollgremien

Von Bismarck spricht aus Erfahrung. Er wird 
sicherlich selbst am besten wissen, wie oft er 
mit sein

25

er Forderung gescheitert ist. Die von 
den Parteien beherrschten oder zumindest 
stark beeinflußten Rundfunk-, Fernseh- und 
Verwaltungsräte )  sind nämlich in der Re-
gel nicht uneigennützig genug, um die Veröf-
fentlichung von Auffassungen zu befürwor-
ten, die jenseits des eigenen Interessenhori-
zonts liegen. Nun gibt es zwar nirgends ein 



lückenloses Kontrollnetz, und der CDU-Land-
tagsabgeordnete Dieter Weirich hält gar den 
Rundfunkrat, dem er angehört, nämlich den 
des Hessischen Rundfunks, für einen „Zerbe-
rus ohne Zähne" 26)  — dennoch haben es Au-
ßenseiter ohne Schutzmächte in den Chefeta-
gen schwer, in den elektronischen Medien zu 

27Wort zu kommen ).  Durchweg verstehen sich 
die Kontrollgremien eben weniger als treu-
händerische Mißbrauchsaufsicht der Gesamtge-
sellschaft über das Programm oder als Anwälte 
der Anstalten, sondern mehr als unterein-
ander konkurrierende Gruppen zur Durchset-
zung spezieller Wünsche ihrer Entsendungs-
organisation, obwohl es beispielsweise im 
WDR-Gesetz ausdrücklich heißt: „Sie (die 
Mitglieder des Rundfunkrats) haben bei 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Interessen 
der Allgemeinheit zu vertreten und sind hier-
bei an Aufträge nicht gebunden." 28)  Wie es 
um die Interessen der Allgemeinheit steht, 
zeigt sich besonders in der Personalpolitik 
der Rundfunkräte. Was für das Programm die 
Ausgewogenheit ist, leistet in der Personalpo-
litik der Proporz, der sich im wesentlichen 
auf die beiden großen Parteien be-
schränkt29). über die Bemühungen der Auf-

26) Dieter Weirich, Ohnmacht und Macht der 
Rundfunk- und Fernsehräte, in: aktueller medien- 
dienst, Nr. 20. v. 17. 5. 1976, S. 10.
27) Vgl. Anm. 25, S. 22.
28) Wolfgang Lehr/Klaus Berg, a. a. O., S. 147. Vgl. 
dazu auch Hermann Meyn, Der Vormarsch der 
Parteien im Rundfunk, in: Rundfunk und Fernsehen, 
17. Jg„ 1969, H. 3, S. 231.
29) Daß auch die Parteien einen recht engen Zu-
sammenhang zwischen Programm und Personal se-
hen, macht eine Beschlußvorlage der Arbeitsgrup-
pe Medienpolitik der CDU des Rheinlandes für 
den 30. Landesparteitag deutlich, in der es heißt: 
„Wo Redaktion, Abteilung und Hauptabteilung 
einseitig politisch besetzt sind und es aus perso-
nalpolitischen und vertraglichen Gründen nicht 
möglich ist, eine Ausgewogenheit herzustellen, 
müssen Alternativredaktionen eingesetzt werden" 
(veröffentlicht in: FUNKREPORT, Nr. 26 v. 22.12. 
1976, S. 23).
Angehende Intendanten wie der Südwestfunk- 
Intendant Willibald Hilf scheinen überdies gewillt 
zu sein, das Ausgewogenheitsbegehren der Partei-
en bei personalpolitischen Entscheidungen gleich-
berechtigt neben die Qualifikation zu stellen. Vgl. 
FUNK-Korrespondenz, Nr. 52/53 v. 22. 12. 1976, 
S.3.

30) Vgl. Marianne Schatz-Bergfeld, Massenkommu-
nikation und Herrschaft, Meisenheim am Glan 
1974, S. 204. Rüdiger Hoffmann, Rundfunkorganisa-
tion und Rundfunkfreiheit, Berlin 1975, S. 92 ff. 
Einzelfälle ferner bei Jens Brüning/Wilfried Nax, 
Die verfestigte Koalition: Personalpolitik als Pro-
porzplanung, in: Rundfunkpolitische Kontroversen, 
a. a. O., S. 99.
31) Vgl. Marianne Schatz-Bergfeld, a. a. O., S. 204; 
Rüdiger Hoffmann, a. a. O., S. 113; Alfred Horne, 
Gefahr für die Rundfunkfreiheit. Die Praxis der Aus-
gewogenheit aus der Sicht des Journalisten, in: 
Rundfunk-Fernseh-Film-Union, München 1976, S. 21. 
Einzelbeispiele ferner bei Henryk M. Broder (Hrsg.), 
a. a. O.
32) Helga Kirchner, Nicht schneiden — streiten, 
in: Die Schere im Kopf, a. a. O., S. 158.
33) Vgl. Friedrich Wilhelm Räuker, Es ist eine in-
teressante Linksverdriftung zu beobachten, in: Der 
Journalist, H. 5, 1975, S. 27.

sichtsgremien, die Spitzenpositionen in den 
Rundfunkanstalten parteipolitisch auszutarie- 
ren, selbst wenn dabei (wie beim NDR) wich-
tige Leitungsfunktionen monatelang unbesetzt 
bleiben, haben zuletzt Marianne Schatz-Berg-
feld (für das ZDF) und Rüdiger Hoffmann (für 
de 30n WDR) eindrucksvoll berichtet ). Beide 
Studien weisen auch darauf hin, welche ver-
heerenden Folgen die Versuche, durch Pro-
porz- und Programmpolitik gleich zweimal 
dem Ausgewogenheitspostulat Rechnung zu 
tragen, für die Journalisten haben: Sie ent-
wickeln Strategien, um Konflikte zu vermei-
den, üben Selbstzensur31 ), die sich freilich 
gelegentlich auch wie überzogene Selbstbe- 
mitleidung ausnimmt, wenn man bedenkt, daß 
kein Journalist sozial so abgesichert ist wie 
der angestellte Rundfunkjournalist. Dennoch 
scheint das Duckmäusertum, das sich in den 
Anstalten als Folge eines „pausenlosen Be-
schwerdeterrors" 32)  ausbreitet, dem NDR- 
Programmdirektor Friedrich Räuk
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er immer 
noch nicht weit genug entwickelt zu sein, 
denn er verlangt von seinen Kollegen ein 
„verdammtes Stück Zurückhaltung undDienst- 
bereitschaft" ).

Was wissenschaftliche Studien herausfanden, 
bestätigten inzwischen auch Insider. Im Jah-
resbericht 1975 der von den evangelischen 
Kirchen in die Aufsichtsgremien von Hörfunk 
und Fernsehen entsandten Mitglieder heißt es 
beispielsweise: „Zusätzlich zu den bekannten



Problemen wird neuerdings, als eine Folge der 
politischen Polarisierung und einer generellen 
Kritik an einzelnen Programmen, eine vermin-
derte journalistische Risikobereitschaft sicht-
bar.“ 34 ) Sie wird im übrigen sicherlich auch 
nicht dadurch erhöht, daß Intendanten wie 
Helmut Hammerschmidt drohen: „Man kann 
die bereits gültigen Regeln strenger anwen-
den, man kann sie erweitern, oder man könn-
te das verfassungsrechtliche Gebot auch ein-
mal individuell anzuwenden versuchen, in-
dem man die für wiederholte Verstöße Ver-
antwortlichen aus ihren Funktionen ent-
fernt.“ 35)  Journalistisches Reglement gibt es, 
was Hammerschmidt eigentlich wissen müßte, 
mehr als genug. Woran es indessen mangelt, 
sind demokratisierte Anstalten mit Mitspra- 
cherechten für die Redaktionen, die bei der 
Vergabe der wichtigsten Funktionen den 
übermäßigen Einfluß der Kontrollgremien ein-
dämmen könnten.

Ausgewogenheit — aber welche?

Die alles andere als ausgewogene Kritik an 
der mangelnden Ausgewogenheit des Pro-
gramms setzt auf drei Ebenen ein: Mal ist 
das Gesamtprogramm, ein anderes Mal sind 
Sparten des Programms, gelegentlich so

36

gar 
Einzelsendungen gemeint. Fristen, in denen 
die Ausgewogenheit herzustellen ist, werden 
allerdings so gut wie nie genannt. Soll etwa 
am Ende des Jahres oder der Woche oder des 
Abendprogramms aufgerechnet werden? )

Ein ausgewogenes Gesamtprogramm ist na-
türlich eine Utopie. Eine linkslastige Jugend-
sendung läßt sich nicht gegen eine rechtsla-
stige zeitkritische Magazinsendung aufwie-
gen. Die in der Theorie immerhin noch denk-
bare Aufrechnung läuft in der Praxis ins Lee-
re, weil ganz verschiedene Gruppen ange-
sprochen werden. Das Publikum, um dessen 
willen Ausgewogenheit gefordert wird, würde 
von den Balance-Bemühungen überhaupt 
nichts erfahren.

Vom Zuschauerverhalten her ist es da schon 
vernünftiger, von Programmsparten wie Fern-
sehspiele, Kulturmagazine und Diskussions-
sendungen auszugehen. In den „Grundsätzen 
für die Zusammenarbeit im ARD-Gemein- 
schaftsprogramm .Deutsches Fernsehen vom 
9. 7. 1971" heißt es deshalb auch, daß die Ver-
pflichtungen zu einem Mindestmaß von in-
haltlicher Ausgewogenheit „nicht nur für das 
ARD-Gemeinschaftsprogramm als ganzes, son-
dern auch für dessen einzelne Sparten" gel-
ten 37). Diese, die ursprüngliche Forderung 
des Bundesverfassungsgerichts einengende 
Bestimmung ließ offen, wer denn nun in der 
ARD das Mindestmaß an Ausgewogenheit be-
sorgen sollte — jede Anstalt für sich oder die 
ARD ingesamt? Nicht zuletzt unter dem Ein-
druck der von politischer Seite geführten 
Dauer-Diskussion einigten sich die Pro-
grammdirektoren der Fernsehprogrammkonfe-
renz am 1 l./l2. November 1975 in Köln auf 
die pragmatische Regel: „Jede Anstalt hat für 
die Pluralität ihres Angebots in den Sparten 
Sorge zu tragen. Den Ausgleich im Gesamt-
programm stellt die Fernsehprogrammkonfe-
renz her." 38)  Wenngleich die Direktoren den 
Begriff „Ausgewogenheit" durch „Pluralität" 
ersetzt und sich selbst die Ausgleichsfunktion 
übertragen haben, bleibt zu befürchten, daß 
die Ausgewogenheitsforderung von den Spar-
ten bis zu einzelnen Sendungen durchschla-
gen könnte, beispielsweise dann, wenn eine 
Rundfunkanstalt innerhalb eines größeren 
Zeitraums für eine Sparte nur einen Beitrag 
liefert und deshalb die von der Fernsehpro-

34) Kirche und Rundfunk. Nr. 91 v. 13. 12. 1975, 
S. II.
35) Helmut Hammerschmidt, Wenn der innere 
Kompaß ausgefallen ist, in: Deutsches Allgemei-
nes Sonntagsblatt v. 21. 7. 1974.
36) Auch Roman Herzog gibt zwar zu, „daß kon-
krete Maßstäbe für die Entscheidung, ob ein Pro-
gramm oder auch nur ein Programmteil ausgewo-
gen ist, bisher nicht entwickelt worden sind und
daß sie sich ... auch nicht entwickeln lassen", 
aber er läßt dieses Argument unter Hinweis dar-
auf, daß dieser Sachverhalt „jedem Normwissen-
schaftler ... bekannt sei", nicht gelten. Vgl. Ro-
man Herzog, Ausgewogenheit der Programme, in: 
Fernsehen. Ein Medium sieht sich selbst, hrsg. von 
Werner Brüssau, Dieter Stolte, Richard Wisser, 
Mainz 1976, S. 95.

37) Ernst W. Fuhr, a. a. O., S. 204.
38) Kirche und Rundfunk, Nr. 84/85 v. 22.11. 1975, 
S.4.



grammkonferenz verlangte Pluralität des An-
gebots mangels Masse nicht zustande kommt. 
Um hier den Anfängen zu wehren, haben 
denn auch die Programm-Mitarbeiter des 
Norddeutschen Rundfunks unter Berufung auf 
die für sie verbindlichen Sendegrundsätze des 
NDR-Staatsvertrages zu Recht erklärt, daß sie 
„Kritik von Aufsichtsgremien ... als uner-
laubte Einflußnahme zurückweisen (werden), 
wenn sie ,mangelnde Ausgewogenheit' einer 
Sendung oder eines einzelnen Beitrages inner-
halb einer Prog
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rammsparte zum Inhalt 

hat" ).

Ob die in Köln beschlossene pragmatische 
Ausgleichsregelung von Dauer ist, steht noch 
dahin. Zunächst war von einer mehrmonati-
gen Erprobungszeit die Rede. Möglicherweise 
stellt sich auch heraus, daß die Fernsehpro-
grammkonferenz gar nicht links gegen rechts 
aufwiegen muß, weil im Wettbewerb von je-
weils neun Redaktionen der ARD-Anstalten, 
die in ganz unterschiedlich strukturierten poli-
tischen Umfeldern agieren, in den einzelnen 
Sparten automatisch genügend Pluralität ent-
steht.

Im Gegensatz zur ARD hat sich das ZDF in 
seinen „Richtlinien" einerseits eindeutig für 
die Ausgewogenheit des Gesamtprogramms 
ausgesprochen, andererseits aber festgestellt, 
daß dies „nicht Überparteilichkeit in jeder 
Einzelsendung" bedingt. Nach dem Zeugnis 
des Fernsehratsmitglieds Professor Dr. Franz 
Ronneberger ist jedoch „bei der Diskussion 
von beanstandeten Sendungen stets die Ten-
denz zu erkennen, Ausgewogenheit für jede
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einzelne Sendung zu fordern" ). Diese höchst 
problematische Interpretation der „Richtli-
nien" würde, konsequent angewendet, dazu 
führen, daß Gerhard Löwenthals „ZDF-Maga-
zin" mindestens jedes zweite Mal im Fernseh-
rat am Pranger stünde; doch so konsequent 
scheint das 66köpfige Gremium nun wieder-
um auch nicht zu sein. Gelegentlich haben im

39) Kirche und Rundfunk, Nr. 92 v. 17. 12. 1975, 
S. 7.
40) Franz Ronneberger, Ausgewogenheit: Theoreti-
sche Forderung oder praktische Möglichkeit, un-
veröffentlichtes Manuskript eines Referats v. 2. 2. 
1976 in Tutzing, S. 11.

übrigen auch Politiker wie der CSU-Landtags- 
abgeordnete Otto Meyer 41 ) und Intendant
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wie Helmut Hammerschmidt ) die Ansicht 
vertreten, daß generell jede einzelne Sendung 
ausgewogen sein müsse. Sollte sich diese 
Auffassung durchsetzen, könnte aus Dago-
bert Lindlaus Horror-Vision Realität werden: 
„Ich warte auf den Tag, an dem wir der Aus-
gewogenheit zuliebe bei einem Bericht über 
die Hitlerschen KZs uns einen alten 
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Nazi vor 
die Kamera holen müssen, der dann feststellt, 
die Konzentrationslager hätten schließlich 
auch ihre guten Seiten." )  Dies will mit Si-
cherheit auch nicht das CDU/CSU-Ausge- 
wogenheitspapier erreichen. Erstaunlich 
bleibt dennoch seine Forderung, daß „Tatsa-
chen ... möglichst umfassend recherchiert 
und dann in ihrer Auswahl .ausgewogen' dar-
geboten werden (müssen)" 44)  — erstaunlich 
deshalb, weil Tatsachen ausgewogenheits-
fremd sind und sich ihre Darbietung als 
Nachricht nur nach dem Neuigkeits- und öf-
fentlichkeitswert, nicht aber nach ihrem Nut-
zen oder Schaden für Parteien und Personen 
richten darf.

In die Diskussion über die Frage, ob das Ge-
samtprogramm, Sparten oder Einzelsendungen 
ausgewogen sein müßten, hat sich der stell-
vertretende NDR-Intendant Dietrich Schwarz-
kopf mit dem Vorschlag eingeschaltet, ent-
sprechend der Fairneß-Doktrin der amerikani-
schen Federal Communications Commission 
Ausgewogenheit „by the issue" zu verlangen, 
womit gemeint ist, „daß zu einer Streitfrage 
von öffentlicher Bedeutung und öffentlichem 
Interesse nicht nur alle zur Urteilsbildung 
notwendigen Tatsachen im Programm präsen-
tiert werden müssen, sondern auch die zu die-
ser Streitfrage in der Öffentlichkeit vorhande-
nen Meinungen (und gegebenenfalls noch 
nicht aufgetretenen Meinungen). Diese Tatsa-

41) Kirche und Rundfunk, Nr. 12 v. 14.2. 1976, 
S. 5.
42) Richtlinien-Entwurf vom September 1970.
43) Dagobert Lindlau, Die reduzierte Wirklichkeit, 
in: Auftrag im Konflikt. Die unbewältigte Gegen-
wart des Rundfunks, hrsg. vom Gemeinschafts-
werk der Evangelischen Publizistik, Frankfurt o. J. 
(1976), S. 24.
44) FUNKREPORT, Nr. 12 v. 11. 6. 1976, S. 12.



chen und Meinungen sind innerhalb des Zeit-
raums zu bringen, in dem die Streitfrage in 
der Öffentlichkeit als erheblich empfunden 
wird, und vor der Entscheidung (beispielswei-
se im Parlament) über die Streitfrage.“ 45 ) So 
plausibel diese Formel auch klingen mag, 
weil sie von einem sachlichen und nicht von 
einem formalen Bezugspunkt ausgeht — 
„kontrollierbar" ist sie, wie Schwarzkopf 
meint, deshalb noch lange nicht. Abweichend 
von anderen Lösungsversuchen bleibt bei 
Schwarzkopf der Zeitfaktor immerhin nicht 
ganz unberücksichtigt, aber ob „eine Streit-
frage in der Öffentlichkeit als erheblich emp-
funden wird", kann selbstverständlich sofort 
zu einer Streitfrage werden. So ganz glück-
lich werden also die Intendanten und Fern-
sehprogrammdirektoren, die für Ausgewogen-
heit sorgen sollen, und die Aufsichtsgremien, 
die prüfen, ob dies auch geschehen ist, mit 
Ausgewogenheit „by the issue" nicht sein.

Schlußfolgerungen

So dehnbar und schwammig der Begriff Aus-
gewogenheit auch sein mag und so problema-
tisch seine Anwendung ist — für Parteien, die 
sich benachteiligt glauben, drängt er sich als 
medienpolitisches Hieb- und Stichwort gera-
dezu auf. Die Vokabel mit dem höchstrichter-
lichen Segen bietet ihren Benutzern die Chan-
ce, das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem 
in Frage zu stellen, eigene Machtansprüche 
unter dem Deckmantel des Kampfes für eine 
recht verstandene Rundfunkfreiheit zu ver-
bergen und sich selbst als Garanten des Gleich-
gewichts zu preisen. Das Wort Ausgewogen-
heit erzeugt Bilder von Harmonie und Ruhe, 
obwohl jedermann weiß, daß es in unserer 
Gesellschaft durchaus nicht immer harmo-
nisch und ruhig zugeht. Die ausgewogene, 
maßstabgerechte Abbildung der Wirklichkeit, 
würde, wenn sie überhaupt möglich wäre, alles 
andere, aber keine ausgewogene Wirklichkeit 
bringen.

45) Dietrich Schwarzkopf, Tatsachen sind nie aus-
gewogen, in: Die Zeit, Nr. 40 v. 26. 9. 1975, S. 36.

Es gibt kein Allheilmittel, um zu verhindern, 
daß die Ausgewogenheitsgebote zu durch-
sichtigen parteipolitischen Zwecken miß-
braucht werden. Zu verlangen ist jedoch: 
Wer lautstark und vielleicht sogar zu Recht 
über mangelnde Ausgewogenheit klagt, muß 
mit konkreten Beweisen kommen; erbringt er 
sie nicht, setzt er sich dem Verdacht aus, mit 
dem medienpolitischen Säbel rasseln zu wol-
len, um den Gegner einzuschüchtern. Derlei 
Kampagnen — in Wahlzeiten üblich — kann 
durch die Rundfunkjournalisten selbst am be-
sten dadurch der Boden entzogen werden, daß 
sie strengste Maßstäbe an die publizistische 
Qualität ihrer Produktionen legen, eine über-
betonte Selbstdarstellung vermeiden, sich 
eher als Anwälte des Publikums denn als po-
litische Schulmeister der Nation verstehen, 
einseitige Darstellungen nicht als ganze 
Wahrheiten ausgeben und sich — sofern dies 
in Vergessenheit geraten sein sollte — wie-
der auf bewährte Fairneß-Regeln besinnen: 1. 
die Position des Kritisierten erläutern; 2. In-
terviews mit der Meinung des Gesprächspart-
ners statt mit der eigenen abschließen; 3. die 
Abmoderation eines Beitrages nicht dazu be-
nutzen, um einem gerade Interviewten eins 
draufzugeben; 4. einseitige Beiträge durch 
Diskussionssendungen ergänzen; 5. Tatsa-
chenbehauptungen, die sich als falsch oder als 
Irrtum erwiesen haben, unverzüglich richtig-
stellen. Selbstverständlichkeiten? Vielleicht 
für viele, sicherlich nicht für alle Rundfunk-
journalisten. Nur wenn so mit der Freiheit 
umgegangen wird, die den Journalisten in 
den Rundfunkanstalten trotz aller Defekte des 
öffentlich-rechtlichen Systems gewährt wird, 
kann auf Dauer gesichert werden, daß es der 
„Süddeutschen Zeitung" erspart bleibt, ihr 
ironisches „Streiflicht" aus der Jahresschluß-
ausgabe 1975 eines Tages als bitterernste 
Meldung veröffentlichen zu müssen: „Wir ge-
denken des kleinen Redakteurs Peter W. in 
einer Sendeanstalt der ARD, dem es gelang, 
den ersten vollkommen ausgewogenen Kom-
mentar der Geschichte zu schreiben, der alle 
Aspekte seines Themas sowie die Auffassung 
sämtlicher gesellschaftlich relevanter Kräfte 
berücksichtigte und infolgedessen unbemerkt 
ausgestrahlt werden konnte."



Hansjürgen Koschwitz

„Freiheit der Information" 
oder „Kommunikationsimperialismus" ?

Konfliktwirkungen publizistischer Medien im Verhältnis 
von Industrie- und Entwicklungsländern

I. Einleitung

Ebenso wie bei nationalen politisch-sozialen 
Ordnungen sind auch auf der Ebene der inter-
nationalen Gesellschaft Rolle und Tendenzen 
der Massenkommunikation Spiegelbild der 
allgemeinen Herrschaftsbedingungen und Ent-
wicklungslinien. In gleicher Weise gelten 
hier Verfügung und Kontrolle über Institutio-
nen wie Kanäle publizistischer Informatione

1

n 
oder Meinungsbildung als „Hauptbestandteil 
der Macht" ). Die Betrachtung der gegenwär-
tigen Weltsituation verdeutlicht, mit welcher 
Entschiedenheit um Einfluß und Positionen im 
globalen Nachrichtenwesen, um Zugang zum 
internationalen Nachrichtenfluß gerungen 
wird. Namentlich der Nord-Süd-Konflikt hat 
in jüngster Zeit die Härte dieses Ringens of-
fenkundig werden lassen. In den sich zuspit-
zenden Auseinandersetzungen zwischen den 
Industrienationen des Westens und den Län-
dern der Dritten Welt ist — neben der ökono-
mischen Frage — die Massenkommunikations-
thematik während der vergangenen drei 
bis fünf Jahre zusehends in den Vordergrund

1) Vgl. Karl W. Deutsch, Politische Kybernetik. 
Modelle und Perspektiven, Freiburg/Br. 1969, 
S. 280. Zur Analyse der internationalen Gesell-
schaft unter vorrangiger Beachtung des Kommuni- 
kationsaspektes s. Karl Kaiser,. Transnationale Po-
litik. Zu einer Theorie der multinationalen Politik, 
in: Politische Vierteljahresschrift, 10. Jg. 1969, 
Sonderheft 1 (Die anachronistische Souveränität), 
S. 80 ff.; Niklas Luhmann, Die Weltgesellschaft, in: 
Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie, Bd. LVII, 
1971, H. 1, S. 1 ff.; Niklas Luhmann, Veränderungen 
im System gesellschaftlicher Kommunikation und 
die Massenmedien, in: Oskar Schatz (Hrsg.), Die 
elektronische Revolution. Wie gefährlich sind die 
Massenmedien?, Graz—Wien—Köln 1975, S. 13 ff. 

gerückt. Der Kampf der Entwicklungsländer 
um eine Reform der Weltwirtschaftsordnung 
fand seine Ergänzung und Erweiterung in ih-
rem Streben nach einer Veränderung der be-
stehenden „Weltnachrichtenordnung".

Dringlichkeit, Brisanz und Tragweite dieser 
Thematik für die internationalen Beziehungen

wurden einer breiteren Öffentlichkeit außer-
halb der Dritten Welt bewußt, als die im Au-
gust 1976 in Colombo tagende V. Gipfelkonfe-
renz der 86 Blockfreien Staaten sich demon-
strativ für die Einrichtung eines kollektiven 



Nachrichtenpools der Entwicklungsländer aus-
sprach und mit diesem Schritt Vorschläge gut-
hieß, die im Monat zuvor auf einem speziell 
medien- und nachrichtenpolitischen Problemen 
gewidmeten Treffen der Informationsminister 
ausgearbeitet worden waren.

Die Schärfe der Argumentationen, mit der die 
Blockfreien die Massenkommunikationsfrage 
erörterten und ihre Pläne wie Ziele im Detail 
begründeten, unterstrich, daß es sich bei ihr 
keinesfalls um ein der Wirtschaftspolitik in 
seiner Bedeutsamkeit prinzipiell nachgeordne-
tes Thema handelte. Intensität und Ausführ-
lichkeit aller Diskussionen veranschaulichten, 
welchen Stellenwert und Rang die Blockfreien 
der internationalen Massenkommunikation in 
der Koexistenz von Industrie- und Entwick-
lungsgesellschaften beimessen. Zugleich ist 
damit zutage getreten, welch beträchtliches 
weltgesellschaftliches Spannungspotential der 
universelle Fortschritt moderner Massenkom-
munikation in sich birgt, können doch die 
Initiativen der Entwicklungsländer nicht als 
Ausdruck nur augenblicklicher Interessenge-
gensätze in ihrem Verhältnis zu den Indu-
striestaaten bagatellisiert werden. Zu werten 
sind sie vielmehr als unmittelbare Folge eines 
grundsätzlichen Widerstreits zwischen Erster 
und Dritter Welt, der ihr Zusammenleben 
auch auf dem Gebiete kulturell-geistiger Be-
ziehungen dauerhaft zu beeinträchtigen 
droht.

In den westlichen Reaktionen auf das Vorge-
hen der blockfreien Staaten überwog die Be-
fürchtung vor einer fortschreitenden Aushöh-
lung oder Entwertung des Artikels 19 der 
UNO-Menschenrechtserklärung von 1948 und 
ihrer Proklamation ungehinderter Äußerungs- 
und Informationsfreiheit2). Die westliche Kri-
tik resultierte außerdem aus der Sorge vor ei-
ner zunehmenden Annäherung oder Paralleli-
tät der kommunikationspolitischen Stand-
punkte und Zielsetzungen von Entwicklungs-
ländern und sozialistischem Lager. Es scheint 
jedoch, daß in der westlichen Welt die viel-
schichtigen Hintergründe und Motive nicht 
immer gebührend berücksichtigt oder wahr-
genommen worden sind, die für das Verhalten 
der Blockfreien maßgebend waren. Nicht 
überall wurde dieses Verhalten von doktrinä-
rer Antiliberalität bestimmt.

2) „Jeder Mensch hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung; dieses Recht umfaßt die Freiheit, 
Meinungen unangefochten zu vertreten und Infor-
mationen wie Ideen mit allen Verständigungsmit-
teln (Medien) und unabhängig von staatlichen 
Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbrei

Allgemein erhielt nun der Tatbestand stärke-
re Beachtung, daß sich im Verlaufe des ra-
schen Systemwandels in der Dritten Welt und 
ihrer merklichen Abkehr von europäisch-
atlantischen Ordnungsvorstellungen gleich-
zeitig grundlegende Begriffe und Methoden 
der Kommunikations- und Medienpolitik 
mehr und mehr verändert haben. Dieser Pro-
zeß wachsender Entfremdung zwischen Indu-
striestaaten und Dritter Welt stellt indes kei-
ne aktuelle Besonderheit dar, sondern läßt 
sich in seinem Ursprung bis in die frühen 
Phasen der Entkolonialisierung zurückverfol-
gen.

II. Kommunikations- und medienpolitische Tendenzen
in Entwicklungsländern als Ausdruck wachsender Entfremdung 
zwischen Erster und Dritter Welt

Dort, wo die Kolonialländer des Westens 
Herrschaft ausgeübt hatten, blieb ihr traditio-
nelles Modell politisch-publizistischer Kom-
munikation einstweilen richtungweisend und 

anerkannter Maßstab. In denjenigen Ordnun-
gen der Dritten Welt, in denen die pluralisti-
sche Demokratiekonzeption Leitbild war, er-
hielt die Idee journalistischer Freiheit daher 
im Grundsätzlichen ähnliches Gewicht wie in

ten." S. ferner Art. 28; „Jeder Mensch hat An-
spruch auf eine soziale und internationale Ord-
nung, in welcher die in der vorliegenden Erklä-
rung angeführten Rechte und Freiheiten voll ver-
wirklicht werden können." 



den Industrienationen und fand häufig Ein-
gang in Staatsphilosophie, Verfassung und 
rechtsstaatliches System3). Dementsprechend 
ist seither an dem Bestand einer regimeunab-
hängigen Publizistik die Fähigkeit junger Na-
tionalstaaten und ihrer Eliten gemessen wor-
den, Demokratie zu verwirklichen. Stets hat, 
andererseits, die Reglementierung dieser Pu-
blizistik als Merkmal des Verfalls demokrati-
scher Gepflogenheiten, des Niedergangs der 
politischen Liberalität in Entwicklungsländern 
gegolten 4).

3) Exemplarisches Beispiel hierfür war bis 1975 
Indien. Unter staats- und verfassungsrechtlichen 
Aspekten sind die Beziehungen zwischen Exeku-
tivbereich und Presse einst zu deren Gunsten ge-
regelt gewesen. In der im Jahre 1950 verabschie-
deten (ersten) Verfassung zeigte sich in der For-
mulierung der Freiheits- und Persönlichkeitsrechte 
die enge Anlehnung an die westliche Staatslehre: 
Art. 19 garantierte das „Recht auf Rede- und Äu-
ßerungsfreiheit" ausdrücklich.
4) Vgl. Leitartikel der Londoner Times: The Rare 
Possession of Press Freedom, Ausgabe vom 5. Au-
gust 1976: "Wo auch immer der Westen in Asien 
oder Afrika herrschte, existierte gewöhnlich eine 
freie Presse. Sie wurde als Teil der politischen 
Tradition der Demokratie, die in diese Länder ein-
geführt werden sollte, betrachtet. Unterstützt von 
einer aktiven und freien Presse in der westlichen 
Welt und getragen von einem festen Vertrauen in 
die repräsentative Regierungsform gab es zum 
Ende des Kolonialreiches auf der ganzen Welt frei 
funktionierende Zeitungen. In den letzten beiden 
Jahrzehnten hat sich in der Dritten Welt ein Land 
nach dem anderen nicht nur von der repräsentati-
ven Regierungsform gelöst, sondern ist mit der 
Beseitigung jeglicher Pressefreiheit weit vorange-
schritten."

So unbestreitbar der Trend zur Gängelung 
oder Gleichschaltung des politischen Journa-
lismus in Ländern der Dritten Welt derzeit 
sein mag, so wenig berücksichtigt eine solche 
Einstellung oftmals, daß sich unter den kon-
kreten Existenzbedingungen jener Länder das 
europäisch-atlantische Verständnis von Kom- 
munikations- oder Pressefreiheit nur als be-
dingt übertragbar erwiesen hat. Bereits wäh-
rend der Entkolonialisierung und in den An-
fangsphasen der Unabhängigkeit war hier 
häufig ein Spannungsverhältnis zwischen Pu-
blizistik und staatlicher Führung zu erkennen 
gewesen, dessen Hintergrund politisch-ökono-

mische Interessengegensätze bildeten. Aus-
schlaggebende Ursache dieses Spannungsver-
hältnisses war die noch längere Zeit, zuwei-
len bis in die unmittelbare Gegenwart fort-
dauernde Kontrolle eines erheblichen Teils 
der (gedruckten) Massenmedien durch Ver-
lags- oder Industriegruppen früherer Kolo-
nialmächte. Mehrheitsanteile verbürgten vie-
lerorts ständigen Einfluß auf den redaktionel-
len Kurs prominenter Presseorgane. Mit zu-
nehmender Empfindlichkeit reagierten die 
Führungsschichten der neuen Nationalstaaten 
jedoch alsbald auf alle in jenen Medien sich 
bekundenden Aussagen, die ihnen geeignet er-
schienen, kolonialistische Attitüden oder Hal-
tungen zu fördern und dem Emanzipations-
streben der Entwicklungsländer in destrukti-
ver Weise entgegenzuwirken.

Tom Mboya, einer der namhaftesten Verfech-
ter afrikanischer Unabhängigkeit und ehema-
liger Arbeitsminister Kenias, kennzeichnete 
zu Beginn der sechziger Jahre die seinerzeit 
in der Dritten Welt noch allgemein anzutref-
fende Konfliktlage: Da die Beziehungen zwi-
schen der Presse und den neuen Regierungen 
nachhaltig von der Rolle geprägt würden, 
welche die einzelnen Organe während des Be-
freiungskampfes gespielt hätten, stelle sich 
die Frage der Pressefreiheit in dem Augen-
blick, in dem die Neuorientierung der Zeitun-
gen zu den jungen Staaten zur Diskussion 
stünde und Aktualität gewinne; zu entschei-
den wäre, ob zu dieser Freiheit auch die Er-
mächtigung gehören dürfe, alles zu äußern — 
selbst wenn es gegen die Anstrengungen sich 
entwickelnder Länder gerichtet sei, ihre Un-
abhängigkeit zu konsolidieren und den Wirt-
schaftsaufbau voranzutreiben; die Presse ih-
rerseits habe Position zu beziehen, ob sie sich 
zur Verpflichtung bekenne, einen konstrukti-
ven Beitrag zu den gemeinsamen Anstrengun-
gen zu leisten.

Mboya stellte keineswegs in Abrede, daß in 
vielen Teilen der Welt die Presse des We-
stens das Prinzip der Selbstbestimmung, der 
Liberalität und Menschenwürde verteidige, 
gab indes zu bedenken, daß beispielsweise in 
Afrika die Unabhängigkeit gegen eine ausge-
sprochen feindselige Presse hätte durchge-



setzt werden müssen. Dies habe sich in drei-
erlei Hinsicht manifestiert: in der fundamen-
talen Abneigung der Eigentümer und Chefre-
dakteure gegen jeglichen Wandel überhaupt, 
in ihrem Widerstand gegen das Streben der 
jungen Völker nach Freiheit und Menschen-
rechten sowie in den publizistischen Kampag-
nen zur Diffamierung jener Völker. Nach 
Mboyas Ansicht hatten die neuen Staaten nur 
im Falle der Nationalisierung des Pressewe-
sens Aussicht, statt Verachtung aufrichtiger 
Kritik zu begegnen: „Was wir erstreben, ohne 
unvernünftigen Ehrgeiz, ist eine nationale 
Presse, die in jeder Hinsicht ihre Wu

5

rzeln im 
Lande der Veröffentlichung hat und nicht ein 
Organ oder Echo überseeischer Interessen 
ist." ) Diese Zielsetzung bewog Regierungen 
von Entwicklungsländern, immer intensiver 
nach Mitteln und Wegen zu suchen, um den 
von ihnen als anormal empfundenen Zustand 
zu beseitigen und die Beherrschung der öf-
fentlichen Meinung ihrer Staaten durch aus-
landskontro 6llierte Medien zu beenden ).

Mit zunehmender Herrschaftserfahrung der 
Führungseliten in der Dritten Welt verfestigte 
sich die Überzeugung, daß in Entwicklungs-
gesellschaften der in demokratischen Indu-
strieländern zulässige Freiheitsspielraum 
kaum Richtschnur sozialer und rechtlicher 
Regelung sein könne: Vertreter von Ent-
wicklungsländern machten vermehrt auf Un-
vereinbarkeiten oder Gegensätzlichkeiten in 
den Auffassungen zu dieser Frage aufmerk-
sam und zogen in Zweifel, ob die Normen der 
UNO oder gar eine sich an diesen Normen 
ausrichtende internationale Rechtsprechung

5) Freie Presse in Afrika. Nachdruck in dt. Über-
setzung in: Vorwärts Nr. 32, 8. August 1962, S. 2.
6) Präsident Kenyatta wies vor der Jahrestagung 
1968 des Internationalen Presse-Instituts in Nai-
robi auf die Unhaltbarkeit dieses Zustandes hin: 
„Kein Land kann sich in einer solchen Situation 
wohl fühlen. Würde sich beispielsweise nicht auch 
Präsident de Gaulle wehren, wenn ein Angelsach-
se eines der führenden französischen Blätter über-
nähme?“ Zu dieser Entwicklung s. allgemein: Pe-
ter Enahoro, Von der Kolonialpresse zum Massen-
medium, in: Dokumente 3, 28. Jg., September 1972, 
S. 183 ff.

für die Dritte Welt volle Gültigkeit gewinnen 
könnten.

Auf einem im Mai 1964 in Kabul von der 
UNO zu Problemen der Menschenrechte ver-
anstalteten Seminar wurden — ebenso wie 
auf ähnlichen Tagungen in späteren Jahren — 
die Furcht vor einer „Balkanisierung", d. h. 
einer Desintegration des Staatswesens, und 
die Verpflichtung zur Bewahrung der nationa-
len Tradition und zur Erhaltung des territoria-
len wie politischen Status quo als die maßgeb-
lichen Gründe dafür bezeichnet, daß die Ent-
wicklungsländer einer UNO-Verantwortung 
für die Garantie der Menschenrechte nicht 
vorbehaltlos zustimmen würden: „Die zer-
brechliche Struktur der Nationen zwingt die 
Staaten, Restriktionen in der Informationsfrei-
heit zu verfügen ... In jedem Fall sollte und 
kann Freiheit nicht die gleiche Geltung bean-
spruchen wie etwa in demokratisch hochent-
wickelten europäischen Ländern . . . Wie sehr 
ein Staat auch immer die Informationsfreiheit 
zu sichern wünscht, er kann nicht gestatten, 
daß der Gebrauch dieser Freiheit zur Desinte-
gration de 7r Nation führt." )

Wenn auch der nachwirkende Einfluß europä- 
isch-atlantischer Demokratievorstellungen auf 
die Entwicklungsländer in einem Teil des 
Journalismus dessen Selbständigkeitsstreben 
gegenüber der staatlichen Autorität stärkte, 
sind in den Jahren nach Erringung der natio-
nalen Unabhängigkeit mehr und mehr die 
Grenzen deutlich geworden, die aufgrund der 
Besonderheiten von Entwicklungsgesellschaf-
ten der Entfaltung einer dem westlichen Vor-
bild folgenden politischen Publizistik gesetzt 
waren. Journalisten wie Politiker aus der 
Dritten Welt haben, vornehmlich im Rahmen 
internationaler Medienkongresse, häufig vor 
der Annahme gewarnt, westliche Kommunika-
tionsmodelle seien geeignet, als verbindliche 
Muster in der Realität von Entwicklungslän-
dern uneingeschränkt Anerkennung und 
Nachahmung zu finden: Die Möglichkeit ei-
ner extensiven Freiheit der Massenmedien 
und des Journalismus wird eng an die Vor-

7) Zitat nach: India Quarterly, vol. XXIV, Okt.— 
Dez. 1968, No. 4, S. 352.



aussetzung einer „erprobten und stabilen öf-
fentlichen Meinung" gebunden8).

s) Vgl. den Bericht der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung über die IPI-Tagung in Nairobi, Ausgabe
vom 25. Juni 1968. — Das Auseinanderklaffen der
Standpunkte war beispielhaft einem Streitgespräch 
zu entnehmen, das anläßlich der im Jahre 1971 in 
Helsinki tagenden Generalversammlung des Inter-
nationalen Presseinstituts (IPI) zwischen dem da-
maligen Vizepräsidenten der britischen Labour 
Party, Anthony Wedgwood Benn, und dem Pre-
mierminister von Singapur, Lee Kuan Yew, ge-
führt wurde. In diesem Disput wandte sich Wedg-
wood Benn gegen die Beherrschung der Mas-
senkommunikationsmittel sowohl durch den 
Staatsapparat als auch durch kommerzielle Mäch-
te. Lee hingegen verwarf die Generalisierbarkeit 
solcher Kriterien, da diese wohl für hochindustria-
lisierte Staaten mit demokratischer Tradition taug-
ten, nicht jedoch für Länder, die sich erst auf dem 
Wege zu parlamentarischen Republiken befänden. 
Nach einem Hinweis auf die gravierenden ethni-
schen wie religiösen Unterschiede und Spannun-
gen in seiner Region, auf den noch niedrigen Bil-
dungsstand der Bevölkerung und auf den ständi-
gen Einfluß der politischen Werbung des Ostens 
wie Westens umriß Lee die den Massenmedien zu-
gewiesenen Aufgaben: „Wir wollen, daß die Mas-
senmedien die kulturellen Werte und Maßstäbe, 
die an unseren Schulen und Universitäten gelehrt 
werden, festigen, nicht untergraben. Die Massen-
medien können ein Klima schaffen, das die Men-
schen anspornt, sich das Wissen, das Können und 
die Disziplin fortgeschrittener Nationen anzueig-
nen. Ohne dies können wir nie hoffen, den Le-
bensstandard unseres Volkes zu heben." Vgl. IPI- 
Rundschau Jg. 1971, H. 8—10, S. 7 ff., H. 11—13, 
S. 15.
’) Vgl. Times-Bericht vom 29. Oktober 1976: Diffe- 
ring roles of the press in Commonwealth nations: 
„Die Presse in Industrieländern existiert nicht, um 
bei dem Aufbau der Nation zu helfen. In Entwick-
lungsländern ist die Rolle der Presse eine gänzlich 
andere. In den meisten Entwicklungsländern des 
Commonwealth wird das Medium Zeitung als ein

Leitbild und Praxis des westlichen Journalis-
mus werden in der Dritten Welt somit nicht 
länger als allein normsetzend respektiert. Be-
zeichnend für den Gesamttrend erscheint, daß 
selbst in der Gemeinschaft des britischen 
Commonwealth eine einheitliche Linie, ein 
übernational verbindendes Verständnis verlo-
ren ging und sich nun Unterschiedlichkeiten 
offenkundig zu Gegensätzen verhärten9). 
Vorrang erhält die Forderung nach einer ei-

genständigen, auf die Gegebenheiten sich ent-
wickelnder Gesellschaften zugeschnittenen 
Lösung 10 ).

Mit der sich im letzten Jahrzehnt ausweiten-
den Tendenz zum autoritären Regierungsstil 
und zum Aufbau von Einparteiensystemen in 
Ländern der Dritten Welt beschleunigte sich 
die Distanzierung vom westlichen Konzept 
der Presse- und Medienfreiheit spürbar. Diese 
Distanzierung ließ sich auch dort beobachten, 
wo die westlich-liberale Demokratieauffas-
sung in der Systemrealität scheinbar fest ver-
wurzelt war. Staatsführer der Dritten Welt 
legten häufig betonten Wert auf das Erforder-
nis, im Zuge der Umgestaltung ihrer politi-
schen Systeme den Begriff der Pressefreiheit 
neu zu formulieren. So appellierte der sambi-
sche Präsident Kaunda — während des Wan-
dels seines Landes zur „one party participato- 
ry democracy" — an die einheimischen Jour-
nalisten, sich auf die Belange der veränderten 
Staatsordnung loyal einzustellen. Vor dem 
Lusaka Press Club mahnte er sie im Mai 1972, 
sich in ihren Ansichten zur Freiheit der „dem 
Sensationalismus ergebenen" Presse nicht 
durch „übertriebene Empfindungen" beirren 
zu lassen: „Offen gestanden, hätte die Presse 
die Freiheit, wichtige Nachrichten unverzüg-
lich zu veröffentlichen, so wären nur wenige 
Nationen imstande gewesen, die grausamen

Instrument betrachtet, das ein integraler Bestand-
teil der nationalen Entwicklung zu sein hat. Es ist 
in gleichem Sinne ein Werkzeug, um die staatli-
che Einheit zu schmieden und die Wirtschaft auf-
zubauen, wie ein Regierungsministerium ... Es ist 
diese unterschiedliche Ansicht von der Rolle der 
Presse in der industrialisierten Welt und in den 
Entwicklungsländern, die nun beginnt, zu einer 
Art Kollision zwischen den beiden Lagern zu füh-
ren."
”) Vgl. u. a. M. Neff Smart, Wanted — A New Role 
For The Media, in: Africa, No. 47, Juli 1975, S. 98 
f., bes. S. 99: „Die Herausforderung an die afrika-
nischen Journalisten und an die Regierungen be-
steht darin, das nach westlichem Vorbild geschaf-
fene Mediensystem, Fernsehen, Hörfunk, Haupt-
stadtzeitungen und -Zeitschriften, als untauglich zu 
verwerfen. Statt dessen brauchen die Länder Afri-
kas eine demokratische Presse, die in der Lage ist, 
die 70 % der Gesamtbevölkerung zu erreichen, die 
im Busch geboren wird, dort aufwächst und deren 
Begabungen wie Leistungen zur nationalen Ent-
wicklung gebraucht werden."



Bedingungen dieser Welt zu überleben ... 

11
Unter diesem Aspekt ist die Pressefreiheit 
eine sentimentale Idee." )

Nicht zu übersehen ist, daß mit dem Anwach-
sen des Staatseinflusses im Bereich auch der 
gedruckten Medien und mit dem sich ausbrei-
tenden Trend zum Autoritarismus in den Ent-
wicklungsländern das Potential kritischer Pu-
blizistik sich fortgesetzt vermindert hat: „Die 
Zeitungen können ihre Regierungen nicht kri-
tisieren, ohne den Eindruck zu erwecken, die 
Regierungen kritisi 12erten sich selbst." )  Nach 
dem Urteil vieler Beobachter aus der Dritten 
Welt selbst beschwört dieser Trend zuneh-
mend die Gefahr des Verf

13
alls journalistischer 

Leistungsfähigkeit herauf ).  *

11) Zit. nach dem Bericht der Londoner Times: 
Kaunda warning to press on abuse of freedom, 
Ausgabe vom 12. Mai 1972.
12) Enahoro, a. a. O., S. 184. Zur Lage beispielswei-
se in Mexikos pseudodemokratischem System — 
besonders nach dem Vorgehen der Regierung ge-
gen das Weltblatt „Exclsior" — s. Octavio Paz, 
La liberte comme fiction, in: Le Monde vom 
11. August 1976: „Unser fiktives politisches Leben 
wäre unvollständig, hätten wir nicht eine gleicher-
maßen fiktive Pressefreiheit. Theoretisch können 
unsere Zeitungen schreiben, was sie wollen; prak-
tisch schreiben sie, was sie können. Und was sie 
können, ist das, was die Regierung will. Oder was 
die großen, das Land beherrschenden Interessen-
gruppen wollen, von den privaten Organisationen 
bis zu den mächtigen Gewerkschafts- und politi-
schen Bürokratien ..."
13) Vgl. Georges Galipeau, The African press as a 
component and means of progress, in: the demo- 
cratic journalist 1969/5, S. 105: „Die wirkliche 
Schwierigkeit liegt in dem Umstand, daß die Frei-
heit der Information grundsätzlich mit dem 
Wunsch nach weiterem Fortschritt in Einklang ge-
bracht werden muß. Tatsächlich sieht es so aus, 
als ob wir einerseits Journalisten haben, die sich 
mit ganzem Herzen der Entwicklung ihres Landes 
verpflichtet fühlen, und andererseits verantwortli-
che Persönlichkeiten, die für den nationalen Infor-
mationsdienst zuständig sind, aber dafür sorgen, 
daß eine adäquate Nachrichtenpolitik unterbleibt,
die darüber hinaus die Pressefreiheit einschrän-
ken, um zu verhindern, daß etwas nach außen 
dringt, was vor den Massen verborgen bleiben 
sollte. Das führt oft, doch nicht immer, zu einer 
Politik des Abwartens, zu einer Minderung der 
Bemühungen um wahrhaftige Berichterstattung, zu 
einer kraftlosen, langweiligen, trüben, amorphen
Presse."

Gegenwärtig sind autoritäre Medienlenkung 
und bürokratische Gängelung politischer Pu-
blizistik nicht nur am Beispiel solcher Regime 
zu erkennen, die in ihrem Herrschaftsstil oh-
nehin durch den Hang zu dirigistischem Ver-
halten charakterisiert werden, etwa von Ein-
parteienordnungen oder Milit 14ärdiktaturen ).  
Auch jene Länder, die lange Zeit als Eckpfei-
ler demokratischer Tradition in der Dritten 
Welt galten, zeichnen sich vermehrt durch 
Gleichschaltungspraktiken auf dem Medien-
sektor aus. Als auffälligstes Symptom der all-
gemeinen Entwicklung läßt sich die Situation 
Indiens betrachten, wo mit der Verhängung 
des Ausnahmezustandes im Juni 1975 die 
Presse kollektiv der staatlichen Aufsicht und 
Zensur unterworfen wurde. „Ich habe," 
rechtfertigte die damalige Ministerpräsidentin 
I. Gandhi ihre Maßnahmen, „immer an die 
Freiheit der Presse geglaubt, und ich tue dies 
nach wie vor, aber wie von allen Freiheiten 
muß von ihr mit Verantwortung und Zurück-
haltung Gebrauch gemacht werden . .. Der 
gesamte Zweck ist es, eine Atmosphäre der 
Ruhe und Stabilität zu schaffen. Die Absicht 
der Zensur besteht darin, ein Klima des Ver-
trauens wi 15ederherzustellen." )

Begründet werden derartige Schritte in den 
Entwicklungsländern verstärkt auch mit dem 
anhaltenden Übergewicht westlicher Informa-
tionsmittel im System globaler Kommunika-
tion. Diese mit Vehemenz befehdete Vorherr-
schaft der Informationsmedien westlicher In-
dustriestaaten machen Regierungen der Drit-
ten Welt immer nachdrücklicher für destabili-
sierende Wirkungen der internationalen Mas-
senkommunikation auf den inneren Bereich 
von Entwicklungsgesellschaften verantwort-
lich. Sichtbar kommt in dieser Argumentation 
die enge Verschränkung von nationalen Me-
dienstrategien und internationaler Kommuni-
kation zum Ausdruck. Markiert wird hiermit 
zugleich eines der strittigsten Themen im 
Konflikt zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern.

14) Zum Verhalten speziell von Militärregierun-
gen der Dritten Welt s. Oskar Splett: Wie Militär-
regime mit Zeitungen umgehen, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 2. April 1975.
15) Zit. nach: Indian & Foreign Review (New Delhi), 
1. Juli 1975, S. 6.



III. Die Berichterstattung über die Dritte Welt 
in den Massenmedien der Industriestaaten

Mit wachsender Unterschiedlichkeit oder Ge-
gensätzlichkeit der Herrschaftsformen von In-
dustrie- und Entwicklungsländern vergrößer-
ten sich zwangsläufig die Verständnisschwie-
rigkeiten. Zugleich verschärften sich infolge-
dessen die Auseinandersetzungen um die Be-
richterstattung westlicher Massenmedien über 
Vorgänge oder Tendenzen in der Dritten 
Welt. Publizistische Kommunikation wurde 
immer augenfälliger zu einem Konfliktele-
ment der internationalen Beziehungen und 
Politik. Sichtbares Kennzeichen dieses Trends 
ist die kritischere Haltung vieler Entwick-
lungsländer gegenüber der Informationspoli-
tik dieser Massenmedien. Sie dokumentiert 
sich deutlich in der Rigorosität, mit der Re-
gierungen vermehrt dazu übergegangen sind, 
Vertreter publizistischer Organe oder Agen-
turen aus ihrem Machtbereich zu verweisen, 
sobald sie sich unfreundlicher oder negativer 
Darstellungen verdächtig gemacht haben. Im-
mer häufiger verwahren sich Regierungen der 
Dritten Welt gegen die „Anmaßung" indu-
striestaatlicher Medien, sich in die inneren 
Angelegenheiten ihrer Länder „einzumischen", 
und immer heftiger bezichtigen sie einen Teil 
dieser Medien, das internationale Klima unbe-
dacht oder absichtlich zu stören. Offensicht-
lich hat sich mit der forcierten Ausschaltung 
oder Zähmung publizistischer Opposition in 
der eigenen Herrschaftssphäre bei einer zu-
nehmenden Zahl von Regierungen auch die 
Toleranz gegenüber kritischen oder als kri-
tisch wahrgenomme

16
nen Auslandsmeinungen 

fühlbar verringert ).

Unterschieden werden sollte jedoch zwischen 
prinzipieller Kritikfeindlichkeit von Staats-
führungen und ihrem berechtigten, zumindest 
diskutablen Unmut über fragwürdige Bericht-
erstattungstendenzen in westlichen Massen-
medien. Nicht zu übersehen ist, daß abwei-
sendes oder restriktives Verhalten von Regie-
rungen der Dritten Welt gegenüber Auslands-
medien vielfach der Überzeugung entspringt, 

Nachrichtengebung und Kommentierung wür-
den durch ihre abträgliche Wirkung auf die 
Öffentlichkeit der Industrienationen den In-
teressen — auch oder gerade den wirtschaftli-
chen Interessen — einzelner Entwicklungslän- 
der, wenn nicht der Dritten Welt in ihrer Ge-
samtheit Schaden zufügen, würden zuwei-
len sogar Ausdruck offener Mißachtung des 
Willens aufstrebender Nationen sein, inner-
halb der universellen Völkergemeinschaft ei-
nen Status echter Gleichberechtigung zu er-
ringen. Weithin werden — tatsächliche oder 
vermeintliche — Fehlleistungen des westli-
chen Journalismus als Hauptursache dafür 
angeprangert, daß in den Industriestaaten 
nach wie vor eine beträchtliche Informations- 
und Verständnislücke angesichts der drän-
genden Probleme der Entwicklungsländer be-
stünde. Skeptische Argumentationen gipfeln 
in dem Vorwurf, die Massenmedien der Indu-
strieländer ließen angemessenen Respekt vor 
der Würde der jungen Nationen vermissen. 
Im Rahmen einzelner, seit den sechziger Jah-
ren publizierter Fachstudien zur internationa-
len Kommunikation und Auslandsberichter-
stattung ist auf diejenigen publizistisch-
psychologischen Einflußfaktoren hingewiesen 
worden, die in der Nachrichtengebung und in 
der Gestaltung von Informationen über The-
men der Dritten Welt wirksam sind. Zu den 
wichtigsten Kriterien in Auswahl wie Präsen-
tation der Berichterstattungsinhalte rechnen 
hier — neben den allgemein anzutreffenden 
Tendenzen zur Simplifizierung, zur Verkür-
zung komplexer Sachverhalte, zur Anpassung 
von Meldungen an das erwartete Rezipienten-
interesse sowie zur Sensationalisierung oder 
Dramatisierung des Geschehens — insbeson-
dere: Bezug der Informationen zu Elitenatio-
nen, kulturelle Nähe der gemeldeten Vorgän-
ge und generelle Ereignisrelevanz für den Re-
zipienten 17). Erhärtet und präzisiert worden 

16) Vgl. als Überblick über die aktuelle Situation: 
Behinderungen der Informationsfreiheit, Leitartikel 
der Neuen Zürcher Zeitung vom 5./6. Juli 1975.

17) Vgl. Einar Ostgaard: Factors Influencing the 
Flow of News. In: Journal of Peace Research Jg. 
1965, H. 1, S. 39 ff.; Johan Galtung/Mari Holmboe 
Ruge: The Structure of Foreign News. In: Journal 
of Peace Research Jg. 1965, H. 1, S. 64 ff.



sind frühere Ergebnisse oder Hypothesen 
durch neuere Analysen auf der Basis umfas-
sender empirischer Befunde: „Allgemein spie-
len bei der Selektion internationaler Nach-
richten Faktoren wie Status und Nähe eine 
wichtige Rolle. Je bedeutender und mächtiger 
ein Land, je näher es ... in geographischer, 
politischer und kultureller Hinsicht ist, desto 
häufiger kommt es auch in den Nachrichten 
vor ... Die großen Nachrichtenthemen sind 
immer Ereignisse mit Krisensymptomen, 
Vorgänge, die eine manifeste oder latente Be-
drohung zentraler We

18
rte und Ordnungen des 

Systems bergen." )

Derartige Trends, die politische oder wirt-
schaftliche Prominenz eines Landes zu beto-
nen und sich auf seinen Stellenwert im inter-
nationalen Kräftespiel zu fixieren, gibt Kriti-
kern aus der Dritten Welt häufig Anlaß zu 
dem Vorwurf, die spezifische Vermittlungs-
weise westlicher Massenmedien verstärke die 
Ungleichheiten und Unausgewogenheiten im 
globalen Nachrichtenfluß sowie die Benach-
teiligung der Entwicklungsländer in der welt- 
öffentlichen Kommunikation. Außerdem wird 
den Massenmedien das Versäumnis angela-
stet, sich gleichsam unter dem Zwang ihrer 
eigenen Vermittlungsweise nicht für die Ent-
wicklungsländer um ihrer selbst willen zu in-
teressieren, deshalb nicht selten auch eine ge-
bührende Würdigung ihrer V

19
erdienste um die 

Weltzivilisation zu unterlassen ).

Die Akzentuierung spektakulärer Ereignisse 
in der Berichterstattung über Staaten der 
Dritten Welt bringt vor allem die Gefahr der 
Realitätsverfremdung und Desorientierung 
mit sich. Wie sehr die im Gefolge der Sensa- 
tionalisierung eintretenden desorientierenden 
Wirkungen auf die Öffentlichkeit außenpoliti-
schen Fehlentwicklungen den Boden bereiten 
können, suchte Peter Enahoro — früherer 
Chefredakteur der nigerianischen „Daily Ti-
mes", später Mitarbeiter der in Paris edierten 
Zeitschrift „Africa" •— am Beispiel der Süd-
afrika-Politik der Bundesrepublik zu verdeut-
lichen. Aus seiner Sicht hat die Nachrichten- 
gebung bzw. Informationspolitik der west-
deutschen Massenmedien mit Schuld an der 
unzureichenden Aufklärung der deütschen 
Öffentlichkeit über die afrikanische Frage ge-
habt und es dadurch der politischen Führung 
erleichtert, ihren wirtschaftlichen Interessen 
Priorität vor politisch-moralischen Erwägun-
gen einzuräumen, sich zudem einerseits mit 
den südafrikanischen Rassisten auf guten Fuß 
zu stellen, sich andererseits den Mitläufern 
der Anti-Apartheid-Bewegung zuzugesellen: 
„Zu Beginn des Jahrzehnts afrikanischer Un-
abhängigkeit gab es einen gewissen Enthu-
siasmus für Afrika, doch war dies eher ein 
Enthusiasmus, der aus Neugier erwuchs denn 
aus einem aufgeklärten Bewußtsein. Als nach 
Erringung der Unabhängigkeit in Afrika Un-
ruhen ausbrachen, waren diese für die geset- 
zesfürchtigen Deutschen zu viel. Verwirrung 
trat bei ihnen ein und Zurückhaltung gewann 
die Oberhand. Die übliche Freude der Deut-
schen an harten Tatsachen und solider Stati-
stik wurde verdrängt durch den Sensationa- 
lismus der Presse. Das aber mußte das öffent-
liche Interesse an Kreuzzügen für die Gerech-
tigkeit in Südafrika schmälern." 20 ) Enahoro 
sieht im übrigen einen merklichen Kontrast 
zwischen der deutschen Publizistik und den 
britischen Medien, die ihre Regierung in der 
Südafrikafrage stets radikaler Kritik ausge-
setzt hätten.

20) West Germany in Africa: Politics of Contra- 
diction, in: Africa, No. 45, Mai 1975, S. 45. — In 
der gleichen Zeitschriftenausgabe differenziert je-
doch W. Dourado, Generalstaatsanwalt von Sansi-
bar, zwischen den qualitativ unterschiedlichen 

18) Winfried Schulz, Die Konstruktion von Reali-
tät in den Nachrichtenmedien. Analyse der aktuel-
len Berichterstattung. Alber-Broschur Kommunika-
tion Bd. 4, Freiburg/München 1976, S. 116, 120. Als 
Einzelbeispiel s. u. a. Bericht der Neuen Zürcher 
Zeitung vom 30. Mai 1975 zum Thema: Madagas-
kar unter dem Kriegsrecht: „M. liegt von Europa 
weit entfernt . . . Die Inselrepublik weckt kein au-
ßenpolitisches Interesse, obwohl sie seit einigen 
Jahren eine äußerst bewegte Entwicklung durch-
macht. Nur die Presse Frankreichs, der früheren 
Kolonialmacht, berichtet ausführlicher über die 
madagassischen Verhältnisse, auch sie nur unre-
gelmäßig. Für die Großmächte ist die Insel unin-
teressant, und was die Großmächte nicht interes-
siert, bleibt auch am Rande des Informationsflus-
ses."
19) So z. B. Siradiou Dial o: L'information dans le 
Tiers monde: mythes et ralits, in: jeune afrique, 
No. 817, 3. September 1976, S. 63.



Hauptstreitpunkt in der Diskussion um Fehl-
leistungen von Massenmedien in der Berich-
terstattung über die Dritte Welt bildet das 
Nachwirken von in der kolonialistischen Ära 
geprägten Haltungen oder Mentalitäten: das 
„koloniale Syndrom". Seinen Ausdruck findet 
es vornehmlich in den Merkmalen des Ethno-
zentrismus, dessen Kennzeichen die Verabso-
lutierung von Werten und Normen der eige-
nen Kultur oder Gesellschaft ist; der Identifi-
kation mit den Herrschenden im eigenen oder 
fremden Land sowie des Exotismus, d. h. der 
„Ästhetisierung des Fremden"* ). In den Ent-
wicklungsländern ist dieses Nachwirken ko- 
lonialistisch-rassistischer Reaktionsmuster in 
der Berichterstattung eines der Standardargu-
mente der besonders auf die europäischen 
Massenmedien zielenden Angriffe. Energisch 
wendet man sich gegen alle Informationen 
oder Kommentare, aus denen auf Unfähigkeit 
der Entwicklungsländer zur Selbstherrschaft 
geschlossen werden könnte oder die dem 
Weiterbestehen von Vorurteilen, Denkkli-
schees und Stereotypen beim Publikum der 
Industriestaaten Vorschub zu leisten schei-
nen 2). Gewarnt wird mit Nachdruck vor den 

Pressegattungen: „... ich glaube nicht, daß es et-
was gibt, was man zu einer Gruppe zusammenfas-
sen und die .westliche Presse' nennen könnte. Wir 
haben die niedere, sensationelle Presse und eben-
so haben wir eine vernünftige Presse in der gan-
zen Welt. Das ist im übrigen nicht nur eine Er-
scheinung des Westens."
21) Vgl. Renate von Gizycki, Berichterstattung 
aus der Dritten Welt. Thesen und Fragen zu ei-
nem heißen Thema, in: der überblick, 10. Jg. 1974, 
H. 4, S. 38 ff.
22) Vgl. hierzu auch Ben G. Burnett/Kenneth F. 
Johnson, Political Forces in Latin America: Di- 
mensions of the Quest for Stability, Belmont, Cal., 
1968, S. 1 f.: „In den Massenmedien der wenigen 
wohlhabenden Nationen der Welt wird eifrig über 
die politische Unrast in den armen Ländern be-
richtet. Häufig erscheinen Artikel über Intrigen 
und Gegenintrigen oder chronische Manifestatio-
nen der Gewalt. Durch derartige Artikel ebenso 
wie durch immer wiederkehrende Meldungen von 
neuen .Revolutionen" verstärkt die Presse bei den 
Reichen eine verächtliche Einstellung gegenüber 
den neuen Völkern unserer Welt. Anscheinend 
reicht in den Massenmedien die Geduld nicht aus, 
um über kurze, aber bedeutsame Schritte auf dem 
Wege zum Fortschritt zu unterrichten, und nur 
spärlich bemüht man sich, die Ursachen der politi-
schen Instabilität aufzuhellen, die einen erhebli-
chen Bereich der heutigen Welt heimsucht."

politischen Konsequenzen: Unzutreffende oder 
irreführende Bilder von der Dritten Welt 
würden unweigerlich auf das Klima der inter-
nationalen Beziehungen negativ zurückwir-
ken und durch Aufbau psychologischer Bar-
rieren nicht selten eine Verständigung er-
schweren.

Zu denjenigen Spannungsfeldern der Weltge-
sellschaft, in denen sich in den vergangenen 
Jahrzehnten Vorurteile und Stereotypen in be-
sonderem Maße in der internationalen Politik 
manifestierten, zählt der Nahostkonflikt. Mit 
Erbitterung sind arabische Staatsführungen 
gegen die Verbreitung in ihren Augen verfäl-
schender, diffamierender Medienaussagen zu 
Felde gezogen, nachdem sie sich zu der Er-
kenntnis gezwungen sahen, wie nachhaltig 
publizistische Faktoren auf Verhalten oder 
Entscheidungen konfliktbestimmender Groß-
mächte Einfluß gewinnen können. Daß es 
Israel oft erfolgreich gelungen war, das Nah-
ostproblem im internationalen Umfeld in sei-
nen eigenen Begriffen und Denkmustern zu 
definieren und hierdurch dauerhaft Resonanz 
in der westlichen Öffentlichkeit zu erringen, 
daß hingegen die arabischen Länder lange 
Zeit in der dominierenden weltöffentlichen 
Meinungsbildung eine wenig wirksame Ge-
folgschaft für ihre Standpunkte fanden, wurde 
von arabischer Seite wie proarabischen Krei-
sen des Westens in erster Linie den Beein-
flussungsmechanismen der internationalen 
Kommunikation zugeschrieben 23 ).

Im Detail und unter Beteiligung eines interna-
tionalen Publikums ist diese Thematik auf ei-
nem im Jahre 1972 in Beirut veranstalteten 
„Ost-West-Seminar für Kommunikation" dis-
kutiert worden. Journalisten, Informationsex-
perten und Wissenschaftler aus verschieden-
sten Ländern gelangten hierbei zu der über-
einstimmenden Ansicht, daß in der Unter-
schiedlichkeit der beiden Kulturkreise der 
arabischen Welt und des Westens grundsätz-

23) Vgl. Ayad al-Qazzaz: Arabs Are: (1) Stereoty- 
ped (2) Ditto (3) Both the Above, in: International 
Herald Tribune vom 12. Dezember 1974. Zu dieser 
Frage allgemein s. Yonah Alexander: The Role of 
Communications in the Middle East Conflict. Ideo- 
logical and Religious Aspects, New York— 
Washington—London 1973. ‘ 



lieh das Haupthindernis für ein tieferes ge-
genseitiges Verstehen zu erblicken sei. Eric 
Rouleau, Orientspezialist der Pariser Zeitung 
„Le Monde“, führte im einzelnen an: den Ego-
zentrismus der Industriestaaten gegenüber 
der Dritten Welt, die Unzuverlässigkeit arabi-
scher Quellen, die Zensur in den arabischen 
Ländern, die Schwierigkeiten der arabischen 
Sprache und die hieraus resultierenden 
Hemmnisse in der Verständigung sowie poli-
tisch bedingte 24Gegebenheiten ).  Erst all-
mählich haben die arabischen Führungen Er-
folge in der Einwirkung auf die Meinungsbil-
dung der westlichen Staatenwelt zu erzielen 
vermocht. Sie haben hier teilweise den Israe-
lis Terrain streitig zu machen verstanden, auf 
dem diese sich bis dahin als überlegen erwie-
sen hatten: der propagandistischen Beeinflus-
sung der inte 25rnationalen Öffentlichkeit ).

In der Betrachtung politischer und diplomati-
scher Folgewirkungen publizistischer Berich-
terstattung im Nord-Süd-Konflikt stellt Indien 
aus aktueller Sicht das instruktivste Beispiel 
dar. Bereits vor Verhängung des Ausnahme-
zustandes im Juni 1975 war es öfters zu 
Äußerungen des Unmuts seitens der indi-
schen Regierung gegenüber westlichen Mas-
senmedien gekommen, so z. B. als sie im Jahre 
1970 die Schließung des Südasienbüros der 
Londoner BBC verfügte und — ein Präzedenz-
fall — den britischen Korrespondenten unter 
der Anschuldigung, seine Rundfunkgesell-
schaft habe in ihren Programmen Indien ver-
unglimpft, des Landes verwies26), oder als 
Indira Gandhi 1974, den westlichen Industrie-
staaten Unfähigkeit zur Meisterung der akuten 
Weltwirtschaftskrise vorwerfend, die westli-

24) Vgl. Bericht der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung vom 6. Juni 1972.
25) Detailliert wird dieser Wandel im Zusammen-
hang mit dem Oktoberkrieg von 1973 aus arabi-
scher Sicht untersucht in dem Beitrag: Arab- 
Israeli War of the Media. The Truth at the Push 
of a Button, in: Sketch (The Middle East Weekly 
Newsmagazine) vom 13. September 1974, S. 14 ff. 
Aus israelischer Sicht: Rose G. Lewis, Israel 
Rights and Arab Propaganda, in: Commentary, 
vol. 60, No 2, 1975, S. 38 ff.
26) Vgl. Bericht: Indira Gandhi und die Presse, in: 
Neue Zürcher Zeitung vom 3. September 1970, 
Fernausgabe Nr. 242.

27) Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Äu-
ßerung I. Gandhis: „Berichte und Karikaturen in 
den Zeitungen des Westens vermitteln den Ein-
druck, daß dort Getreide nur angebaut wird, um 
Indien zu ernähren, obgleich wir lediglich rund 
30% unseres Bedarfes einführen." Zit. nach: The 
Times vom 7. Dezember 1974.
28) Vgl. Bericht: Indira Gandhi klagt die Welt-
presse an, in: Süddeutsche Zeitung vom 23. Au-
gust 1975. Zur westlichen Reaktion auf den Aus-
nahmezustand s. auch die kritische Stellungnahme 
von Le Monde vom 11.—12. Januar 1976: „Mit 
sehr wenigen Ausnahmen haben die westlichen 
Kommentatoren das vehement verurteilt, was sie 
das Ende der Demokratie in Indien nannten... 
Diejenigen, die im Westen am stärksten ihren Un-
willen über die Angriffe auf die Freiheiten aus-
sprechen, sind sehr häufig dieselben, die sich ge-
stern darin gefielen, diese Freiheiten zu verach-
ten, wenn nicht zu verhöhnen..."
29) Zit. nach: The Times vom 14. August 1975.

chen Massenmedien pauschal angriff, sie wür-
den die weltweiten ökonomischen Schwierig-
keiten fälschlicherweise auf das Bevölkerungs-
wachstum in Entwicklungsländern zurückfüh-
ren 27 ).

Nach Ausrufung des Ausnahmezustandes, im 
Zuge der Verschärfung des medienpolitischen 
Kurses im eigenen Lande, erhöhte sich die 
Empfindlichkeit der indischen Regierung 
drastisch und ließ härtere Verwicklungen mit 
dem Auslands) ournalismus unvenneidlich 
werden. I. Gandhi beklagte nun emphatisch, 
„ein Teil der Weltpresse" habe ihr Land stän-
dig herabgesetzt, noch nie ein freundliches 
Wort für Indien gefunden und mit Vorliebe 
unrichtig interpretiert, was sich dort ereigne-
te: „Viele Vertreter ausländischer Interessen 
kritisierten Indien, als unser Land für die 
Freiheit kämpfte. Sie kritisierten uns, als wir 
unser Planungsprogramm begannen, und sie 
kritisierten unseren wissenschaftlichen Fort-
schritt. Die gleichen Leute sind aber voller 
Lob für China, obschon China keine Demo-
kratie ist und eine freie Presse nicht be-
sitzt." 28 ) „Ich habe immer vor der Einmi-
schung des Auslands gewarnt. Unsere Zweifel 
und Befürchtungen werden durch das Verhal-
ten wichtiger Teile der westlichen Presse, des 
westlichen Hörfunks und Fernsehens bestä-
tigt. Dort tauchen jetzt die verleumderisch-
sten und bösart 29igsten Meldungen auf." )  In



einem Interview mit der neuen staatlichen 

Monopolagentur Samachar verdächtigte sie 
die Westmedien einer koordinierten, geziel-
ten politischen Strategie: Sie hielt ihnen vor, 
nichts anderes im Sinne zu haben, als die Re-
gierungen Asiens, Afrikas und Lateinameri-
kas schwächen und ihre Ordnungen destabili-
sieren zu 30 wollen ).

Wortstarken Beistand erhielt die Ministerprä-
sidentin von ihrem medienpolitischen Sonder-
berater M. Yunus. Vor Diplomaten und Jour-
nalisten entwickelte er im Juli 1976 radikale 
Vorstellungen über die künftig von Indien zu 
verfolgende Informationspolitik gegenüber 
der Auslandsöffentlichkeit. Yunus (der am 
Zustandekommen der im Juli 1976 tagenden 
Blockfreien-Konferenz zur Beratung einer 
neuen „Weltnachrichtenordnung" entschei-
denden Anteil hatte) begründete bei dieser 
Gelegenheit die Absicht einer rigoroseren 
Abschirmung seines Landes von der Außen-
welt und verfocht die These, Indien solle sich 
für die Dauer von fünf Jahren der übrigen 
Welt verschließen; erst dann würde der We-
sten „zu Kreuze kriechen", wie er es im Falle 
Chinas getan habe31 ). Notwendig schien ein 
derart einschneidender Schritt gleichwohl 
kaum mehr zu sein: Schon im September 1976 
kündigte Informationsminister V. Ch. Shukla 
eine Liberalisierung der staatlichen Informa- 
tions- und Pressepolitik gegenüber den westli-
chen Berichterstattern an, da diese sich in 
dem vorausgegangenen Halbjahr „im großen 
und ganzen durch ein faires Maß an Objekti-
vität ausgezeichnet" hätten und da nun von 
ihnen, als Erwiderung auf die „Geste guten 
Willens" seitens der indischen Regierung, 
sachliche Darstellungen zu erwarten wä-
ren32 ).

33) Zit. nach: Vorwärts Nr. 40, 2. Oktober 1975, 
S. 10.
34) Mit auffälliger Freundlichkeit betonten die So-
wjetmedien — im Rahmen einer psychologischen 
Vorbereitungskampagne — die positiven Leistun-
gen Indiens und die politischen Verdienste 
I. Gandhis, als die Ministerpräsidentin im Juni 
1976 die UdSSR besuchte. S. auch die Analyse der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 23. April 
1976: Indien fühlt sich vom Westen vernachlässigt 
(Hinwendung zum Osten ein Reflex enttäuschter 
Floffnungen).

Im Rückblick auf die westlichen Reaktionen 
zur Zeit der Juni-Ereignisse von 1975 sind 
vom indischen Handelsminister Chattopadhy- 
aya während eines Besuches in der Bundesre-

30) Das Interview erschien in der Tageszeitung 
Times of India vom 26. Juni 1976.
31) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 31. Juli 1976, 
Fernausgabe Nr. 176.
’32) Vgl. zu Einzelheiten: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 20 September 1976. 

publik mehrere Berichterstattungsmerkmale 
genannt worden, die nach seinem Urteil als 
Ursache unzutreffender Informationen über 
die neu eingetretene Situation in Indien zu 
betrachten waren: „Die westliche Presse hat 
über die Verhängung des Ausnahmezustandes 
in Indien nicht in den Proportionen des Ge-
schehens berichtet .. . hier bestanden ein 
Vorurteil und eine Lücke. Wirtschaftliche 
Krisen im Westen sind nicht mit Krisen in 
der indischen Wirtschaft vergleichbar . . . 
Doch besitzt der Mann auf der Straße keine 
spezielle Kenntnis von den Problemen solcher 
Länder, weshalb er entsprechend seinem eige-
nen Standort reagiert. Auch die Journalisten 
beziehen ihre Informationen im allgemeinen 
aus den städtischen Gebieten Indiens und 
können daher auch nicht die Probleme in ih-
rer Gesam 33theit beurteilen." )

Seine politische Dimension erhielt der Kon-
flikt zwischen den westlichen Massenmedien 
und der indischen Regierung wie Öffentlich-
keit hauptsächlich vor dem Hintergrund der 
Ost-West-Konfrontation. Nicht abwegig er-
scheint die Vermutung, daß die Entrüstung 
der indischen Regierung über die westliche 
Auslandsmeinung der Bereitschaft Neu Delhis 
zur Hinwendung zum sozialistischen Staaten-
block Auftrieb verliehen hat. Demonstrativ 
ist — bezeichnenderweise — in der indischen 
Öffentlichkeit häufig die positive Einstellung 
sozialistischer Massenmedien mit der als ab-
schätzig oder destruktiv empfundenen Hal- 
tung der westlichen Publizistik konfrontiert 
worden. Ebenso nachdrücklich hat das sozia-
listische Lager die Kritik westlicher Medien 
als Beweis eines systematischen, gegen Indi-
en gerichteten publizistischen Feldzuges aus-
gelegt34). Exemplarisch spiegelten somit die 



Kontroversen der Jahre 1975/76 den Einfluß 
der Massenkommunikation auf die koexisten-
tiellen Beziehungen zwischen westlichen In-
dustriestaaten und Entwicklungsländern wi-
der.

Eine verallgemeinernde negative Wertung 
der westlichen Medienberichterstattung ist 
aus dem Beispiel dieser Kontroversen indes 
keineswegs abzuleiten. Speziell Indien besaß 
in der Berichterstattung einen besonderen 
Stellenwert, hat doch dieses Land stets als 
Modell für die Chance gegolten, Systemfor-
men demokratischer Industriestaaten auf sich 
entwickelnde Regionen zu übertragen. Die 
politische Tradition Indiens und der An-
spruch Indira Gandhis, mit ihrer neuen Ord-
nung eine verbesserte Demokratie aufzubau-
en, rechtfertigten, so die „Neue Zürcher Zei-
tung", daß Indien mit anderen Kriterien beur-
teilt wurde als die große 

35
Zahl der Dritte- 

Welt-Diktaturen ).

Das Thema: Korrekturen der Berichterstat-
tung westlicher Massenmedien über die Dritte 
Welt ist in den vergangenen Jahren von Ver-
tretern aus den Entwicklungsländern ver-
mehrt in die politisch-publizistischen Diskus-
sionen zur Koexistenz zwischen Nord und 
Süd einbezogen worden. Ausgangspunkt und 
Beweggrund der Erörterungen waren in erster 
Linie die Überzeugung, daß entwicklungspoli-
tische Fragen von der Bevölkerung der Indu-
striestaaten oftmals verzerrt wahrgenommen 
würden, daß sie vielfach nur von Vorgängen 
Kenntnis erhalte, welche die technische und 
finanzielle Unterstützung der Dritten Welt be-
träfen, daß es schließlich an einer adäquaten 
Einschätzung der Bedeutung der publizisti-
schen Vermittlung im Nord-Süd-Gegensatz 
überhaupt mangele S6).

35) Ausgabe vom 18. Februar 1976, Fernausgabe 
Nr. 39. Speziell das Beispiel der Indienberichterstat-
tung und der Reaktionen der indischen Führung auf 
die Medieninformationen bieten sich der Publizi-
stikwissenschaft an, um vorzugsweise mittels empi-
rischer Inhaltsanalysen zur genaueren Klärung des 
Hintergrundes dieser politischen Thematik beizu-
tragen.
36) Vgl. H. Konan Bedie, Information über ein fer-
nes Land — Die Probleme der Dritten Welt näher-
bringen, in: Die Presse/Die Welt vom 14. Oktober 

Kritik entzündet sich insbesondere an der be-
grenzten Perspektive, mit der Ereignisse und 
Tendenzen der Dritten Welt gewichtet wer-
den, und an der isolierenden, zusammenhang-
losen Darstellungsweise vieler Berichterstat-
ter. Die Beschreibung der Armut allein müsse 
— angesichts der gegebenen Diskrepanz zwi-
schen Reichen und Armen — zu irrigen Schluß-
folgerungen verleiten, vielleicht gar Überheb-
lichkeit zur Folge haben. Zwischen Reichtum 
und Armut, Hunger und Überfluß existiere 
ein unmittelbarer wechselseitiger Bezug, der 
aufzudecken sei, wenn die Kernprobleme nicht 
verschüttet werden sollen: „Die isolierte Dar-
stellung der Dritten Welt muß aufhören. Die 
weltpolitischen und weltwirtschaftlichen 
Strukturen und ihre Auswirkungen auf die 
Erzeugung von Armut und Elend müssen in 
direktem Zusammenhang aufgezeigt werden. 
Die Zweidrittel Welt muß in jeder politischen 
und ökonomischen Diskussion ihren Stellen-
wert haben." 37)  Vorurteile in den Industrie-
nationen gegenüber den Menschen der Drit-
ten Welt seien schließlich nicht angeboren, 
vielmehr als Resultate einer „gezielten" Infor-
mationspolitik zu begreifen, entpuppten sich 
überdies rasch als Folge nicht überwundener 
(neo)kolonialistischer Reflexe der journalisti-
schen Vermittler selbst.

Vorbehalte werden ferner gegen die Gepflo-
genheit der Vermittler erhoben, die Bedingun-

1975: „Ich glaube, daß der Presse in den Industrie-
ländern eine sehr wichtige Rolle bei der Verbrei-
tung dieser neuen Ideen für die Entwicklung der 
Dritten Welt und für die internationale Koopera-
tion zukommt, indem sie der Öffentlichkeit in den 
reichen Ländern ein wirklichkeitsgetreues Bild 
von der dramatischen Situation, in der sich Hun-
derte Millionen Menschen befinden, zeigt ... Nur 
im Rahmen einer freien und ehrlichen Zusammen-
arbeit zwischen den Entwicklungsländern und der 
Presse der großen Industrieländer ist es möglich, 
daß letztere einen bedeutenden Beitrag zu den Be- 
mühungender Dritten Welt leisten, eine neue, ge-
rechtere internationale Wirtschaftsordnung aufzu-
bauen." Bedie ist Wirtschafts- und Finanzminister 
der Republik Elfenbeinküste.
37) Vgl. Rajan R. Malaviya, Massenmedien und 
Entwicklungsbewußtsein in der Bundesrepublik, 
in: Entwicklung und Zusammenarbeit, Jg. 1973, 
H. 5, S. 11 f.



gen der eigenen, entwickelten Gesellschaften 
als verbindlichen Maßstab in der Beurteilung 
der Dritten Welt zu nehmen. Journalisten, so 
geben Kritiker zu bedenken, gehörten Gesell-
schaftssystemen an, in denen bereits ein er-
hebliches Bildungsniveau erreicht worden sei 
und zumindest eine begrenzte Kenntnis ge-
meinschaftlicher Sozialpflichten vorausgesetzt 
werden könne; doch selbst in diesen Syste-
men habe sich die Entfaltung der politischen 
und kulturellen Reife trotz unvergleichlich 
günstigerer Zeitumstände erst in einem jahr-
hundertelangen Prozeß des „trial and error" 
vollzogen, wogegen die Länder der Dritten 
Welt noch immer unter den Folgen der Kolo-
nialherrschaft litten und auf dem Wege zur 

Selbstherrschaft dur
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ch äußere Widrigkeiten 
gehemmt würden ).

Aufgeschlossenheit für die Entwicklungs- und 
Interessensituation der Dritten Welt müsse 
sich ergänzen durch Sensibilität und Gespür 
für die sich mehrenden Abhängigkeiten inner-
halb der internationalen Gesamtordnung der 
Gegenwart. Zum primären Gebot journalisti-
scher Vermittlung sei allen anderen Ansprü-
chen voran ein „bona fide awareness" zu rech-
nen. In Anbetracht des sich aufdrängenden 
Konfliktcharakters der heutigen Weltgesell-
schaft hätten die Massenmedien, namentlich 
die in
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ternationalen Massenmedien, in dieser 
Hinsicht eine ganz entscheidende Rolle zu 
spielen ).

IV. Resonanz und Einfluß westlicher Elitemedien 
in den Entwicklungsländern

Auch in der nachkolonialen Ära haben die 
Massenkommunikationsmittel des Westens, 
besonders die Qualitätspresse und die Aus- 
landssendungen führender Rundfunkstationen, 
in den Ländern der Dritten Welt ihren 
Rang als konkurrierende Informations- oder 
Meinungsbildungsmedien allgemein behaup-
ten können, in manchen Bereichen ihre Wirk-
samkeit gegenüber den nationalen Kommuni-
kationsmitteln sogar zu erweitern vermocht: 
„BBC"; „Voice of America"; „Radio France"; 
„Deutsche Welle"; „New York Times", die 
den wichtigsten Teil ihrer Informationen weit 
über 100 Auslandszeitungen zur Verfügung 
stellt; die insgesamt in 30 Ländern verbreitete 
„International Herald Tribune" als gemeinsa-
mes Forum der bedeutendsten US-Blätter; die 
Pariser „Le Monde" und die Londoner „Ti-
mes" als traditionelle Leitbilder der interna-
tionalen Elitepresse; die Nachrichtenmagazi-
ne „Newsweek" oder „Time" mit ihrer Spe-
zialisierung auf weltweite Berichterstattung 
und Herausgabe regionaler Editionen; nicht 
zuletzt die mit einer Auflage von 100 Millio-
nen Exemplaren in 13 Sprachen übersetzte 
Monatsschrift „Reader's Digest". Dieser Ein-
fluß wird noch vielfach vermehrt durch vor-
wiegend englisch- oder französischsprachige

Periodika, deren Reichweite und Rezipienten-
schaft meist regional begrenzt bleiben, deren 
Schwerpunktthematik andererseits in qualifi-
zierter politischer Berichterstattung ihre Er-
gänzung findet, wie „Asian Wall Street Jour-
nal" oder „Far Eastern Economic Review".

Rückstand und Mängel im Ausbau nationaler 
Kommunikationssysteme und ebenso politisch

38) Vgl. Manoucher Ganji, A Call for a Closer 
Look at the Third World, in: International Herald 
Tribune vom 14.—15. Februar 1976.
39) Initiativen zur Verbesserung der Berichterstat-
tung über die Entwicklungsländer werden in den 
Massenmedien verstärkt erkennbar. So wurde auf 
einer Klausurtagung des WDR im Januar 1976 
zum Thema: „Zukunftsaufgaben des Rundfunks — 
Funktionswandel am Beispiel des Themenbereichs 
Dritte Welt" vorgeschlagen, für die Belange der 
Dritte-Welt-Berichterstattung „abteilungsübergrei-
fende Fachgruppen zu bilden, die sowohl für ge-
genseitige Information sorgen wie in regelmäßigen 
Konferenzen Themen und Inhalte in den verschie-
denen Sendesparten anregen und koordinieren 
sollten.“ Im März 1976 ist als Ergebnis dieser Ta-
gung eine spezielle Fachgruppe innerhalb des 
WDR gebildet worden. Vgl. hierzu im einzelnen 
die Frankfurter Rundschau vom 18. März 1976. 
Vgl. ferner Ferdinand W. Menne, Dritte Welt in 
der Ersten Welt. Bedingungen entwicklungspoliti- 
scher Sensibilisierung, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 37/76.



motivierte Einschränkungen der Nachrichten- 
und Meinungsfreiheit in der Dritten Welt ha-
ben die Fortdauer westlicher Medienresonanz 
entscheidend begünstigt. Erheblich zu ihr bei-
getragen hat darüber hinaus die nach wie vor 
beobachtbare Orientierung nationaler Eliten 
an Maßstäben des westeuropäisch-nordameri-
kanischen Journalismus.

Konkret veranschaulicht wird diese Orientie-
rung in ihren Ursachen und Auswirkungen — 
unter speziellem Bezug auf die afrikanische 
Situation — anhand der Analyse Enahoros: 
„Ein merkwürdiges Phänomen der Massenme-
dien in der Ara der Unabhängigkeit ist der an-
haltende Einfluß, den führende Zeitungen der 
früheren Kolonialmacht auf viele Afrikaner 
ausüben. Während der Kolonialzeit wurde der 
gebildete englischsprechende Afrikaner in 
Traditionen erzogen, in der die Londoner .Ti-
mes' als höchste Autorität für Informationen 
über Ereignisse in der Welt erschien. Ebenso 
wurde der französischsprechende Afrikaner 
mit der Kost aus ,Le Monde' und ,Le Figaro' 
aufgezogen. Traditionen haben ein langes Le-
ben ... Der urteilsfähige Afrikaner, der ein 
wahres Bild der Ereignisse in seinem Land 
haben will, muß sich meistens durch die Aus-
landspresse informieren. Die Version, die er 
bekommt, mag voreingenommen oder frisiert 
sein, dürfte aber trotzdem der Wahrheit nä-
herkommen. In Krisenzeiten, bei Streiks, poli-
tischen Unruhen oder einem militärischen 
Staatsstreich, orientieren sich die meisten 
Afrikaner nicht am Rundfunk des Landes oder 
an den Lokalzeitungen, sondern an ausländi-
schen Sendern und Zeitungen. Das ist zu-
gleich die Erklärung dafür, daß afrikanische 
Führer oft überempfindlich auf Ausländskor-
respondenten reagieren, die über Afrika be-
richten. Sie wissen, daß sich die Intelligenz 
ihres Landes in diesen Zeitungen informiert, 
daß man einer BBC-Sendung eher glaubt als 
einem Dementi des örtlichen Rund-
fun 40ks." )

Der Widerhall westlicher Medien hat freilich 
. seine Wurzeln ebenso in psychologischen 

Faktoren, vor allem in der vielerorts ungebro-
chenen Faszination intellektueller Kreise der 
Dritten Welt an den geistig-kulturellen Lei-
stungen der einstigen Kolonialländer. Von be-
tont national eingestellten Schichten oder 
Gruppen wird diese Faszination nicht selten 
als Widerspruch zum Emanzipationsstreben 
der Entwicklungsländer ausgelegt. Mit sar-
kastischem Unterton schildert ein indischer 
Autor das Verhalten eines Teils seiner Lands-
leute: „Die meisten von uns wissen, welche 
Interessen Time’, .Newsweek' und .Reader's 
Digest' vertreten. Nicht immer sind diese In-
teressen aber mit denen asiatischer Länder 
identisch. Als noch größeres Übel erweist 
sich, daß die Fähigkeit dieser Medien zur 
Meinungsbildung, zur Meinungsprägung und 
zur Betäubung der Leserschaft schlimmer als 
Drogen wirkt. Häufig läßt sich beobachten, 
wie ansonsten normale, selbstbeherrschte und 
gelassene Menschen im Falle einer leichten 
Verzögerung in der Zustellung eines solchen 
Magazins an den Rand eines Nervenzusam-
menbruchs geraten — aus Furcht vor einem 
bedenklichen Gesichtsverlust beim abendli-
chen Gespräch .. 41). Die autoritäre Re-

40) Von der Kolonialpresse zum Massenmedium, 
S. 185 f.

41) Asok Mitra, Information Imbalances in Asia 
(II), in: Indian & Foreign Review, 15. Juli 1975, 
S. 20.
42) Ebenda.

glementierung der Öffentlichkeit in Entwick-
lungsländern akzeptiert dieser Autor nicht als 
zureichende Erklärung für den Anklang der 
westlichen Publizistik. Als ein noch aus-
schlaggebenderes Moment werden die Vor-
eingenommenheit vieler Leser gegenüber dem 
nationalen Journalismus und ihre Zweifel an 
seiner Chance zur Ebenbürtigkeit gesehen: 
„Eine solche Einstellung durchdringt sogar 
die meinungsbildende Kolumne, in welcher 
der Ausländskorrespondent bereits einen si-
cheren Ehrenplatz besitzt. Allabendlich habe 
ich in Häusern der Hauptstadt hören können, 
wie die Elite einen ausländischen Kolumni-
sten nach dem andern ehrfürchtig und aus-
führlich zitiert hat. Aber nur selten ist mir 
zu Ohren gekommen, daß man von indi-
schen Kommentatoren

42
 mit gleicher Reverenz 

sprach." )



Wie sehr Ansehen und Prestige westlicher 
Elitemedien sich im Publikumsverhalten nie-
derschlagen können, enthüllte eine 1969 im 
Auftrage der Organisation für Afrikanische 
Einheit im Senegal durchgeführte Befragung. 
Dieser Enquete zufolge widmete 75 % der Le-
ser der Tagespresse — von denen 85 °/o zur 
Gruppe der hohen Staatsfunktionäre zählte — 
lediglich 5 bis 10 Minuten der Lektüre des 
„Dakar-Matin", der (bis 1970) einzigen Zeitung 
des Landes (Auslage 15 000), wohingegen die 
gleichen Leser 20 bis 30 Minuten auf „Le 
Monde" verwandten; außerdem stellte sich 
heraus, daß diese Leser sich gewöhnlich an-
hand von ein oder zwei französischen Wochen-
schriften unterrichteten, jedoch keine afrika-
nische, außerhalb des Senegal erscheinende 
Publikation zur zusätzlichen Information her-
anzogen43 ). Der Vorzugsstellung westlicher 
Publizistik in vielen Kreisen der Dritten Welt 

43) Zu dieser Befragung s. Mamadou Moctar 
Thiam, Decoloniser l’information, in: jeune afrique, 
No. 784, 16. Januar 1976, S. 38 ff. Der Verfasser ist 
leitender Repräsentant der OAU.

• \
44)  Ebenda, S. 40.

wird nicht nur das unzulängliche Pressewesen 
in den Entwicklungsländern angelastet. Eine 
noch gravierendere Konsequenz des jetzigen 
Informationsdilemmas erblicken Kritiker in 
der Neigung der Leserschaft, ihre Aufmerk-
samkeit nicht genügend den Schwierigkeiten 
des eigenen Landes oder Kontinents zuzuwen-
den, sich vielmehr — bewußt oder unbewußt 
— in der Bestimmung ihrer Interessen und 
Zielsetzungen von den Perspektiven der Indu-
striestaaten beeinflussen zu lassen. Diese 
Ausrichtung an industriestaatlichen Interes-
sen stützt den Verdacht, westlicher Einfluß 
bewirke letztlich die permanente soziale und 
kulturelle Entfremdung der nationalen Intelli-
genz. „In der Tat, weil die regierende Elite in 
der Dritten Welt durch die angebliche kultu-
relle Überlegenheit der Industrieländer faszi-
niert ist, sind auch ihre eigenen Informations-
medien noch 44 immer kolonisiert." )

V. Das Einströmen westlicher Programme 
in die Massenmedien der Entwicklungsländer

Das zwischen Industriestaaten und Dritter 
Welt bestehende Gefälle im Ausbau moderner 
Massenkommunikationssysteme hat eine stän-
dig steigende Abhängigkeit der Entwick-
lungsländer von der Medienproduktion des 
Westens nach sich gezogen. Gewöhnlich sind 
die gedruckten Medien hiervon weniger be-
troffen als die audio-visuellen Kommunika-
tionsmittel, deren Sendungen erheblich kompli-
ziertere Vorbereitungen, insbesondere weit-
aus höheren finanziellen Aufwand erfor-
dern.

Die Abhängigkeit der Entwicklungsländer 
von den Industriestaaten, ihren „Information 
multinationals" oder den führenden Fernseh-
gesellschaften (z. B. den nordamerikanischen 
Gesellschaften CBS, ABC, NBC) ist zunächst 
technisch-organisatorischer Natur. Da im 
Vergleich zu anderen Bereichen industrieller 
Produktion das Streben der neuen Staaten 

nach Teilhabe am kommunikationstechnologi-
schen know-how (namentlich auf dem Sektor 
der Satellitentelevision) auf wesentlich größe-
re Sachwiderstände stößt und zudem die über 
solche Technologien verfügenden Weltkon-
zerne einer Preisgabe ihres know-hows meist 
abgeneigt sind, da ferner mit dem Ausbau des 
nationalen Medienwesens der Bedarf an 
TV-Importen überall zusehens wächst, bleibt 
der massive Einfluß der Industriestaaten auf 
die Programmgestaltung des Fernsehens eines 
Großteils der Entwicklungsländer eine vorerst 
unabwendbare Folgeerscheinung.

Dieser Trend läßt sich — als ein zu generalisie-
rendes Muster — in seinen hauptsächlichen 
Phasen deutlich markieren: Das Interesse der 
Staatsführungen am Aufbau eines nationalen 
Fernsehwesens und ihr Wunsch, mittels der 
elektronischen Medien das eigene Prestige, 
ihr politisches Ansehen in der Bevölkerung 
zu heben und mit ihrer Hilfe erzieherische 
und entwicklungspolitische Aufgaben zu lö-
sen, machen die Gewährung staatlicher Kre-



dite an Auslandsfirmen notwendig (1. Phase). 
Die Realisierung der Medienprojekte, vor al-
lem die hieraus erwachsenden finanziellen 
und personellen Probleme, setzen die Regie-
rung dem Zwang aus, die Dienste der Aus-
landsfirmen in immer höherem Ausmaß zu be-
anspruchen (2. Phase). Die zunehmende Zahl 
der Zuschauer — überwiegend Angehörige 
der Oberschicht — und ihr sich alsbald meh-
render Druck auf die Regierung, die Sendun-
gen zu intensivieren, führen dazu, daß die 
Auslandsfirmen — mangels einer nennens-
werten inländischen Produktion — den rasch 
steigenden TV-Bedarf maßgeblich befriedigen 
müssen (3. Phase). Zur Erfüllung von Konsu-
mentenwünschen und zur Verringerung nun 
anfallender finanzieller Belastungen nimmt — 
auf Vorschlag der Produzenten — das Fernse-
hen Werbesendungen auf (4. Phase). Hiermit 
erhalten der konsumgesellschaftliche Lebens-
stil und die Kommerzialisierung des Fernse-
hens Eingang in die Entwicklungsländer (5. 
Phase) — „die internationale Dynamik des 
Fernsehens (der internationale Kreis) ist voll-
zogen" 45 ).

45) Surendra Kushwaha, Zur internationalen Dy-
namik des Fernsehens, in: Entwicklung und Zu-
sammenarbeit, Jg. 1974, H. 4, S. 3 f.
46) Nach Angabe der New Yorker Zeitschrift For- 
eign Policy, Frühjahr 1975, exportieren die US- 
Fernsehproduzenten jährlich zwischen 100 000 und 
200 000 Sendestunden, deren finanzieller Wert sich 
auf 130 Millionen Dollar beläuft (1973). Häufig 
wird in den verschiedenen Quellen davon ausge-
gangen, daß die USA mehr als 65% des weltwei-
ten Informations- und Ideenaustausches kontrollie-
ren; so u. a. Diallo, a. a. O., S. 64.

47) Vgl. Kaarle Nordenstreng/Tapio Varis, Televi-
sion traffic — a one-way Street? A survey and 
analysis of the international flow of television 
programme material. UNESCO, Paris 1974 (=Re- 
ports and Papers on Mass Communication No 70), 
S. 40. — Kritisch wird diese UNESCO-Unter-
suchung betrachtet in dem Beitrag von William 
H. Read, Global TV-Flow: Another Look, in: Jour-
nal of Communications, vol. 26, No 3, 1976,
S. 69 ff.; der Autor spricht zwar den statistischen 
Ermittlungen über den Programmaustausch prinzi-
piellen Nutzen nicht ab, doch hält er die Erfor-
schung des Publikums ebenso wie die der Wir-
kungen amerikanischer Fernsehprogramme für das 
eigentliche Kernproblem.

Der Hauptanteil der aus den Industriestaaten 
in die Dritte Welt exportierten Programme 
entfällt auf die USA. Obschon sich seit Be-
ginn der siebziger Jahre ein Sinken ihres An-
teils an TV-Sendungen in der Dritten Welt ab-
zeichnet, übertrifft ihre Ausfuhrquote diejeni-
ge aller anderen westlichen Länder zusammen 
noch immer um das Zweifache ’6). Nach einer 
1971 von den finnischen Kommunikationswis-
senschaftlern K. Nordenstreng und T. Varis 
durchgeführten UNESCO-Untersuchung über 
die Tendenzen des weltweiten Programmaus-
tausches differiert der Grad der Abhängigkeit 
von westlichen Sendungen innerhalb der Drit-

ten Welt merklich: in Lateinamerika ist die 
Hälfte aller Fernsehsendungen ausländischer 
Herkunft, wobei jedoch Länder mit relativ ge-
ringem Anteil (Brasilien 25 %, Argentinien 
und Mexiko ca. 33 %) anderen mit extrem ho-
her Quote (Costa Rica 80—90 °/o) gegenüber-
stehen. Ein ähnliches Gesamtverhältnis wie 
für Lateinamerika trifft auf den Nahen Osten 
und Afrika zu, doch auch hier zeigen sich be-
trächtliche Unterschiede (Sambia und Nigeria 
etwa 65 0/0, Ghana über 25 °/o, Uganda 20 0/0). 
Für die asiatischen Länder läßt sich ein 
durchschnittlicher Anteil von 33 0/0 bei 
gleichfalls erheblicher nationaler Differenzie-
rung feststellen, da sich hier Länder mit einer 
Quote von 33 °/o oder weniger von anderen 
mit einer 50 °/o übersteigenden Ziffer (Malay-
sia, Singapur) deutlich abheben.

über die statistischen Merkmale des weltwei-
ten Programmflusses hinaus verweisen die 
Verfasser der UNESCO-Studie auf inhaltliche 
Aspekte, vornehmlich auf die Ausrichtung der 
in die Entwicklungsländer exportierten Pro-
gramme am Publikumsgeschmack von Indu-
striestaaten wie den USA, Kanada, Westeuro-
pa oder Japan. Aus den statistischen Befun-
den und aus der Beobachtung inhaltlicher 
Aspekte ziehen sie die Schlußfolgerung, daß 
erstens der Austausch von Fernsehprogram-
men zwischen den großen Exportländern des 
Westens und der übrigen Welt einen auffal-
lend einseitigen Charakter verrät, daß zwei-
tens in diesem Austausch ein Übergewicht 
von Unterhaltungss
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endungen erkennbar wird 
und daß diese beiden Sach verhalte den Trend 
zu einem globalen Fernsehen unterstreichen ).



Das Vorwiegen westlicher Medieninhalte, das 
Eindringen industriestaatlich orientierter Leit-
bilder, die „Kommunikationsvorherrschaft“ 
Nordamerikas und Europas werden in der 
Dritten Welt derzeit betont kritisch erörtert. 
Als wahrscheinliche oder gar unvermeidliche 
Konsequenz der Vorrangposition westlicher 
Medienproduktion gilt, daß sich die univer-
selle Angleichung oder Nivellierung sozialer 
und kultureller Eigenheiten beschleunigen 
wird; daß durch die Vermittlung industriestaat-
lich geprägter Verhaltensweisen und Wertvor-
stellungen in Entwicklungsländern Prozesse 
ausgelöst werden, die in erster Linie privile-
gierten Bevölkerungsschichten Nutzen bringen 
und deren soziale Absonderung von den Mas-
sen weiter verschärfen; daß infolge des west-
lichen „consumerism" unrealistische, weil auf 
absehbare Frist nicht erfüllbare Erwartungen 
genährt werden und sich auf dem Produktions-
sektor falsche Prioritäten durchsetzen 48) ; daß 
aufgrund der geistig-kulturellen wie sozialen 
Überfremdung das Entwicklungsbild der jun-
gen Nationalstaaten verzerrt und ihre organi-
sche gesellschaftliche Evolution langfristig 
gehemmt oder gestört wird; daß mithin die 
Multinationalen durch ihren Einfluß auf die

Fernsehprogrammgestaltung eine weitere 
Möglichkeit in die Hand bekommen, um ihre 
auf wirtschaftlichem Gebiete bereits sichtbare 
Übermacht zu konsolidieren und daß dadurch 
das wirksamste Massenmedium der, Gegen-
wart zu einem Werkzeug d

49
es globalen 

„Neo-Kolonialismus" entartet ).

Der in der Dritten Welt gegenüber den Indu-
striestaaten so nachdrücklich ausgesprochene 
Verdacht des „kulturellen Imperialismus" fin-
det in solcher Argumentation einen seiner 
wesentlichen Ansatzpunkte. Nichtsdestoweni-
ger vermag die Mehrzahl der Kritiker offen-
bar eine grundlegende praktikable Alternati-
ve zu der jetzigen Situation nicht aufzuzei-
gen. „Die amerikanischen Medien", schreibt 
„jeune afrique" resigniert, „spielen momentan 
eine unersetzliche Rolle in der weltweiten 
Zirkulation von Informationen. Ihnen ihr 
Reich streitig zu machen, bedeutet nichts an-
deres als das Auslösen ein

50
er internationalen 

Kulturkrise." ) Angesichts der gegenwärti-
gen Flut negativer Aussagen zum Einströmen 
westlicher Medieninhalte in die Dritte Welt 
treten in der öffentlichen Diskussion ihre oft 
positiven Wirkungen allzu rasch in den Hin-
terg 51rund ).

VI. Das Übergewicht führender Nachrichtenagenturen 
der Industriestaaten im internationalen Kommunikationssystem

In den zwischen Entwicklungs- und Industrie-
ländern zur internationalen Kommunikations-
politik ausgetragenen Fehden spielt die Vor-
machtstellung westlicher Nachrichtenagentu-
ren im universellen Informationsprozeß die 
wichtigste Rolle. Der sich zuspitzende Wider-
stand der Entwicklungsländer gegen die 
„Weltnachrichtenordnung" der Gegenwart

48) „Die Massenmedien in Entwicklungsländern 
stehen also vor der Aufgabe, nicht nur Motivatio-
nen zu schaffen, sondern zugleich auch die Ver-
antwortung zu zeigen, die dem einzelnen und der 
Gesamtheit zufällt bei dem Versuch, die Wünsche 
und Erwartungen zu realisieren." Gerhard Maletzke, 
Sozialisationsprobleme und Massenkommunikation 
in Entwicklungsländern, in: Sozialisation und Mas-
senkommunikation, herausgegeben von F. Ronne-
berger, Bd. IV, Stuttgart 1971, S. 370.

findet derzeit hier seinen treibenden Im-
puls.

49) So z. B. Kushwaha, a. a. O. Derartige Vermu-
tungen werden mit Vorliebe auch von der pronon- 
ciert linksgerichteten Kritik innerhalb westlicher 
Staaten geäußert, so u. a. von Herbert I. Schiller, 
Mass Communications and American Empire, New 
York 1970. Zum Wortführer dieser Kritik in Europa 
ist die französische Monatsschrift Le Monde Diplo- 
matique avanciert, vgl. bes. Ausgabe Dezember 
1974, S. 7 ff.: L’Imperialisme Culturel.
50) No 760, 1. August 1975, S. 56.
51) Für die Auslösung konstruktiver Lernprozesse 
durch westliche Programme auch in Ländern der 
Dritten Welt läßt sich eine Reihe repräsentativer 
Belege anführen. Vgl. als Beispiel aus pädagogi-
schem Bereich: E. L. Palmer, M. Chen, G. S. Lesser, 
Internationale Auswirkungen von Sesame Street 
und Ausblick auf künftige Forschungen, in: Fern-
sehen und Bildung 10. Jg. 1976, H. 1/2, S. 101 ff.



Ebenso wie das Übergewicht des Westens im 
weltweiten Programmfluß ist die Vorherr-
schaft. der Nachrichtenagenturen in der Drit-
ten Welt eine unmittelbare Folge von Defizi-
ten in der Kommunikationstechnologie und 
-Struktur der Entwicklungsländer. Daß indes 
auch politische Gegebenheiten ihre Vorrang-
stellung auf dem Nachrichtenmarkt der Dritten 
Welt in nicht unerheblichem Maße gefördert 
haben, steht — obschon von den Entwick-
lungsländern selbst oft nur unzureichend re-
flektiert — außer Frage. Begünstigt worden 
ist jene Vorrangstellung außerdem durch das 
Bestreben der früheren Kolonialherren, beim 
Ausbau des Fernmeldewesens ihrer übersee-
ischen Territorien weniger die Verbindung 
innerhalb dieser Territorien oder mit angren-
zenden Gebieten als die Verbindung mit dem 
Mutterland, der „Metropole", zu sichern. 
Noch heute wird diese aus historischen Um-
ständen zu erklärende Kommunikationsstruk-
tur von den Entwicklungsländern insofern als 
äußerst nachteilig empfunden, als sie einen 
großen Teil ihrer Informationen nicht nur 
über das Weltgeschehen aus westlichen 
Quellen beziehen müssen, sondern auch in ih-
rer Unterrichtung über Vorgänge innerhalb 
der Dritten Welt häufig auf die Vermittlung 
westlicher Nachrichtenagenturen angewiesen 
sind. Sogar bei der Information über Ereignis-
se in Nachbarländern, berichtet Enahoro über 
die afrikanischen Verhältnisse, bleiben diese 
Agenturen unerläßlich; sie bilden ferner für 
die Inlandsöffentlichkeit vielfach die einzige 
Möglichkeit, über die Tätigkeit prominenter 
nationaler Politiker im Ausland nähere 
Kenntnis zu erhalten 52). Typisch für den 
Nachrichtenfluß in weiten Bereichen der Drit-
ten Welt ist es daher, daß die Informationen 
aus den einzelnen Ländern erst in die Zentren 
— New York, London oder Paris — übermit-
telt werden, bevor sie — nach Sichtung, Filte-
rung und Bearbeitung — als „Fertigprodukte" 
wieder in das Ursprungsland zurückgelangen: 
Accra z. B. wird über Lusaka oder Dakar via 
London, Malaysia etwa über Indien ebenfalls 
via London oder New York informiert.

Vielen Betrachtern in der Dritten Welt bietet 
sich somit ein höchst widersprüchliches Bild: 
Während sich die westlichen Nachrichten-
agenturen spezialisierte Informationsdienste 
geschaffen haben, um den Entwicklungslän-
dern das internationale Geschehen zu vermit-
teln, werden die Öffentlichkeiten der Indu-
striestaaten über diese Länder nur lückenhaft 
unterrichtet. Eine solche Einschätzung nährt 
den Argwohn, die westlichen Nachrichtenmit-
tel verfolgten gegenüber der Dritten Welt 
eine konzertierte publizistische Strategie oder 
hätten sich über eine gezielte Arbeitsteilung 
auf dem Gebiete der Information abgespro-
chen53). Da sich aber die Entwicklungslän-
der — nach Eingeständnis vieler ihrer Me-
dienexperten — in den zurückliegenden Jah-
ren nicht imstande gezeigt haben, den beste-
henden Zustand zugunsten ihrer eigenen In-
teressenlage zu verändern und da von ihren 
Massenmedien zu geringe Anstrengungen un-
ternommen worden sind, „aus ihren nationa-
len Ghettos herauszutreten" 54), hat sich das 
Dilemma nicht entscheidend beheben lassen, 
„ist die Position der Kommunikations- und In-
formationsnetze der Metropolen in allen Ge-
bieten Asiens und Afrikas im wesentlichen 
ungebrochen geblieben" 55 ).

52) Von der Kolonialpresse zum Massenmedium, 
S. 185.

53) So z. B. Thiam, a. a. O., S. 38.
54) Ebenda.
55) Asok Mitra, Information Imbalances in Asia 
(II), a. a. O., S. 19.
56) Die genossenschaftlich organisierte AP gilt 
von diesen drei als größtes Nachrichtenunterneh-
men der Welt. Zu Einzelheiten über AP und ande-
re Agenturen s. Emil Dovifat/Jürgen Wilke, Zei-
tungslehre I (Theoretische und rechtliche Grundla-
gen, Nachricht und Meinung, Sprache und Form), 
6. Aufl. Berlin — New York 1976, Kap. „Das aus-
ländische Nachrichtenwesen", S. 110 ff.

Zu den führenden, auf dem Nachrichtenmarkt 
der Dritten Welt vertretenen Agenturen rech-
nen insbesondere Associated Press (AP), Uni-
ted Press International (UPI) sowie Reuters. 
Die Stärke ihrer Position und der Grad ihres 
Einflusses bemessen sich nicht allein nach 
der Zahl ihrer festen oder freien Mitarbeiter, 
ihrer Auslandsbüros oder der Bezieher ihres 
Informationsmaterials56 ). Weit mehr wird 
ihre Wirksamkeit bestimmt durch den prozen-



tualen Anteil, den ihre Meldungen am gesam-
ten Nachrichtenangebot in den Massenmedien 
der Entwicklungsländer haben. Wie hoch die-
ser Anteil sein kann, ist bereits aus dem Bei-' 
spiel Lateinamerikas zu ersehen -— des Konti-
nents der Dritten Welt mit dem verhältnismä-
ßig höchsten Entwicklungsniveau auf dem 
Mediensektor: in den wichtigsten 14 Tages-
zeitungen stammen 40 °/o der Informationen 
von UPI, 31 °/o von AP, der Rest entfällt 
hauptsächlich auf Reuters und AFP. Der 
schwache Anteil von Meldungen mit lokaler 
Thematik, der mit 10—20 0/0 beziffert wird, 
deutet auf die Schwierigkeiten der Nachrich-
tenbeschaffung innerhalb dieser Länder hin57 ).

58) Vgl. hierzu German Carneiro Roque, L’Informa-
tion dans le Tiers-Monde. Moyen d’asservissement 
ou Instrument de libration?, in: Le Monde Dipo- 
matique, No. 269, August 1976, S. 1, 5.
59) Vgl. Asok Mitra, Information Imbalances in 
Asia (I), a. a. O., S. 13 ff.

Näher veranschaulicht wird dies durch eine 
exemplarische Untersuchung, die auf einem 
vom Lateinamerikanischen Institut für Trans-
nationale Studien im Mai 1976 in Mexiko ver-
anstalteten Seminar über „Die Rolle der Infor-
mation in der neuen internationalen Ord-
nung" zur Diskussion gestanden hat. Bezug 
genommen wurde in dieser Presseanalyse auf 
die Proklamation der ex-holländischen Kolo-
nie Guyana zur Republik Surinam am 25. No-
vember 1975 —- eines Landes von der Größen-
ordnung Uruguays oder Ecuadors, dessen 
geopolitische Bedeutung aus seiner Nähe zu 
Brasilien und Venezuela resultiert und dessen 
ökonomisches Gewicht sich aus seinem 3. Rang 
in der Weltbauxitproduktion ableitet. Die 
Durchsicht von 16 führenden, in 13 lateinameri-
kanischen Ländern edierten Zeitungen ergab, 
daß zwischen dem 24. und 27. November 1975 
auf die Unabhängigkeitserklärung Surinams 
lediglich 3 °/o aller Auslandsmeldungen ent-
fiel, daß darüber hinaus die wenigen Informa-
tionen über das Ereignis ausschließlich von 
UPI, AP und, in geringerem Maße, von Reu-
ters und AFP stammten. Ebenso kennzeich-
nend war, daß während des Untersuchungs-
zeitraumes 70 ®/o der in den ausgewählten 
Presseorganen publizierten Auslandsmeldun-
gen (zu 80 °/o gleichfalls Material der erwähn-
ten Agenturen) Vorgänge in den Industrielän-
dern behandelte. Wie lange noch, so wurde 
nach Darlegung dieser Ergebnisse gefragt, 
werde es wohl dauern, bis die große Mehrheit

57) Vgl. Diallo, a. a. O., S. 62.

der Bevölkerung Lateinamerikas von der Exi-
stenz eines neuen unabhän
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gigen Landes auf 

ihrem Kontinent Genaueres erfahre? )

Die hier dokumentierte Informationsproble-
matik tritt in den afroasiatischen Ländern 
aufgrund ihrer längeren historischen Gebun-
denheit an die europäischen Mächte und ih-
res relativ größeren Entwicklungsrückstandes 
allgemein in noch verschärfter Form in Er-
scheinung. In beträchtlichem Ausmaß kon-
trollieren auch in diesen Weltregionen die 
führenden Agenturen des Westens politische 
und finanziell-ökonomische Informationen, 
wobei Reuters in erster Linie den Markt der 
dem früheren britischen Empire zugehörigen 
Länder (Commonwealthstaaten) beherrscht, 
d. h. in ganz Asien wie im englischsprechen-
den Afrika einen herausragenden Platz ein-
nim 59mt ).

Mag auch die einflußreiche Stellung westli-
cher Nachrichtenagenturen in der Dritten 
Welt weitgehend auf ihren überlegenen mate-
riellen Ressourcen, ihrem stetigen tech- 
nisch-organisatorischen Ausbau und ihrem 
jahrzehntelangen professionellen Erfahrungs-
vorsprung beruhen, so ist ihr Rang zugleich 
eine Konsequenz der Schwäche ihrer Konkur-
renten. Weder die einer strikten poli-
tisch-ideologischen Richtlinie verhafteten, 
nicht an das Aktualitätsprinzip gebundenen 
Agenturen sozialistischer Staaten -— TASS, 
ADN, Ceteka, Tanjug, Xinhua — noch die in 
der Dritten Welt entstandenen Neugründun-
gen — PTI (Press Trust of India, unter dem 
Ausnahmezustand in die Samachar-Agentur 
aufgegangen), MENA oder Latin — bilden zur 
Zeit ein annähernd ebenbürtiges Gegenge-
wicht. Abgesehen von mannigfachen, politisch 
bedingten Hemmnissen leiden die Agenturen 
der Entwicklungsländer noch immer unter 
ökonomischer und personeller Knappheit. 
Zwar wird in vielen Ländern verstärkt danach 
getrachtet, die westlichen Weltagenturen 



vom einheimischen Nachrichtenmarkt zurück-
zudrängen, für die Übermittlung der interna-
tionalen Nachrichten jedoch haben sich der-
artige Anstrengungen bislang als wenig aus-
sichtsreich erwiesen. Nach wie vor überwiegt 
deshalb die Auffassung, daß gerade in dieser 
Hinsicht die Dritte Welt „ohne irgendeinen 
Filter oder Schutz den internationalen Gigan-
ten ausgeliefert ist" 60 ).

60) Ebenda, S. 14.
61) Diallo, a. a. O., S. 62 f.
62) Ebenda, S. 62.
63) Thiam, a. a. O., S. 38. So hob der sambische 
Staatschet Kaunda auf der 1968 in Nairobi tagen-
den Jahreskonferenz des IPI die Behinderungen 
der Afrikaner hervor, wenn es darum geht, Tat-
sachen und Hintergründe auf ihrem Kontinent ei-
genständig zu interpretieren: Da man stets von 
auslandsinspirierten Analysen und Kommentaren 
abhänge, würden die nachteiligen Entwicklungs-
aspekte notgedrungen in den Vordergrund rücken 
und überbewertet, die Erfolge in Wirtschaft und

Gesellschaft hingegen auf Geringschätzung tref-
fen. Vgl. Konferenzbericht der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung vom 25. Juni 1968.
64) Zit. nach: Indian & Foreign Review, 15. April 
1976, S. 8. Die Berichterstattung westlicher Mas-
senmedien über die III. und IV. Gipfelkonferenz 
der Blockfreien von Lusaka (Sept. 1970) und Al-
gier (Sept. 1973) untersucht Albrecht Schaefer: Die 
Dritte Welt in der Sicht europäischer Massenme-
dien — Problemstellung und empirische Analyse 
anhand ausgewählter Themen, unveröffentl. 
Mag. Arbeit, Institut für Publizistik der Universität 
Mainz, 1976. Ein aufschlußreiches Detail dieser 
Untersuchungsergebnisse ist, daß der sich bereits 
auf der Algier-Konferenz deutlich manifestierende 
Widerstand der Blockfreien gegen die Weltnach-
richtenordnung in der Berichterstattung namhafter 
westlicher Massenmedien ignoriert wurde.

Auf Ablehnung stößt zunächst die unzulängli-
che quantitative Beachtung der Dritten Welt 
in der Berichterstattung der Massenmedien 
des Westens: „Das unbestreitbare Oligopol, 
das die großen Presseagenturen im Informa-
tionsfluß innehaben, erklärt den schwachen 
Anteil, der in den Massenmedien der Indu-
striestaaten den unterentwickelten Ländern 
eingeräumt wird ... Die Massenmedien der 
industrialisierten Länder begnügen sich nicht 
damit, eine Mauer des Schweigens um die 
Länder der .Peripherie' zu errichten. Alles ge-
schieht, als ob sie, um die Existenz dieser 
Länder wirkungsvoller zu leugnen, deren Kul-
turen auszulöschen suchen." 61 ) Schwerer 
noch wiegt in der Kritik das. Argument, die 
Agenturen würden ihre Wertung des globalen 
Geschehens zu einseitig an den für Industrie-
staaten gültigen Maßstäben orientieren und 
den Entwicklungsländern damit eine ihnen 
unangemessene oder ihren Belangen zuwider-
laufende Weitsicht aufdrängen. Angriffe ge-
gen die westlichen Weltagenturenn steigern 
sich zu dem Verdacht, sie zielten speziell dar-
auf ab, „das Ringen, die Realitäten und die 
Perspektiven der Dritten Welt zu verfäl-
schen" 62),  „die Divergenzen stärker als di
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e 
zur Einigung drängenden Strömungen in der 
Dritten Welt zu zeigen" ).

Eine Verschärfung derartiger Angriffe äußert 
sich in jüngster Zeit in der Behauptung, den 
Nachrichtenagenturen gehe es in ihrer Infor-
mationspolitik um eine Diskreditierung der 
Bewegung blockfreier Staaten schlechthin. 
Der Inder Yunus trat als Wortführer dieser 
radikalen Einstellung hervor, als er im März 
1976 auf einem Informations-Symposium in 
der tunesischen Hauptstadt erklärte: „Die 
Darstellungen in den internationalen Medien 
haben oft das Ziel verfolgt, Zusammenhalt 
und Einheit der blockfreien Bewegung zu er-
schüttern und die Prinzipien, auf denen diese 
Einheit ruht, in Frage zu stellen und 
zu schwächen. Der Begriff .blockfrei' (non- 
aligned) selbst ist in abschätzigem Sinne 
verwandt worden. Auch einzelne der block-
freien Staaten sind Verunglimpfungen ausge-
setzt gewesen; ihre nationalen Bemühungen 
um Bewahrung ihrer politisch-ökonomischen 
Unabhängigkeit sind verfälscht wiedergege-
ben worden, und noch gefährlichere Pressio-
nen zur Bekämpfung ihrer Einheit, Stabilität 
wie ihres Wirtschaftsaufbaus haben Ermuti-
gung gefunden." Schwerlich verwundern kön-
ne es daher, wenn man in den globalen Infor-
mationsmedien den Gipfelkonferenzen der 
Blockfreien von Belgrad, Kairo, Lusaka oder 
Algier nur spärliche Aufmerksamkeit ge-
schenkt und hierbei obendrein manch zweifel-
hafte Meldu 64ngen veröffentlicht habe ).

In noch feindseligerem Ton zog Indira Gandhi 
gegen die Agenturen zu Felde, als sie zur Er-



Öffnung der Tagung der Informationsminister 
blockfreier Staaten (Juli 1976) die Dringlich-
keit einer im Sinne der Dritten Welt zuträgli-
cheren Lösung des Informationsproblems be-
gründete. In Anspielung auf negative Reaktio-
nen zur Zeit der Notstandsproklamation ta-
delte sie die ihrem Eindruck nach koloniali- 
stischen Attitüden westlicher Journalisten und 
Korrespondenten: „Die Medien der mächtigen 
Staaten sind darauf aus, die Regierungen ih-
rer ehemaligen Kolonien als unfähig und kor-
rupt hinzustellen und den Glauben zu unter-
mauern, daß sich die Völker nach den guten 
alten Tagen zurücksehnten. Dies läßt sich 
nicht völlig mit dem allen Menschen gemein-
samen Hang zur Nostalgie erklären. Deut-
lichst erkennbar wird hier vielmehr eine ganz 
bewußte Absicht. Staatsführer, die ihre natio-
nalen Interessen verteidigen und nicht den 
Schmeicheleien der multinationalen Gesell-
schaften oder Agenturen erliegen, werden 
durchweg in herabsetzender Manier erwähnt 
und in jeder nur denkbaren Weise verun-
gli 65mpft." )

Als einer der prominentesten Sprecher der 
Dritten Welt zum Thema „internationale 
Kommunikation" hat UNESCO-Generalsekre- 
tär Amadou Mahtar M'Bow (Senegal) mehr-
fach in die sich besonders während des 
Jahres 1976 erhitzenden Dispute um den 
Zustand der gegenwärtigen und die Schaf-
fung einer neuen Weltnachrichtenordnung 
eingegriffen und dabei gleichzeitig die ge-
nerelle Richtung praktischer Gegenstrategi-
en umrissen. Anläßlich eines offiziellen Bul-
garien-Besuches (September 1976) bezeichnete 
er die dominierende Rolle der Agenturen als 
„anormal" und nannte den Bereich der inter-
nationalen Information eines der markante-
sten Beispiele für die Ungleichheiten der heu-
tigen Welt. Es müsse endlich an die Stelle 
des Begriffes der Information jener der 
Kommunikation in beide Richtungen gesetzt, 
d. h. ein ausgewogener Informationsaustausch 
erreicht werden. M'Bow rügte die Weltagen-
turen außerdem, weil sie seiner Auffassung 
nach den blockfreien Ländern das Recht auf 
Gründung eigener Nachrichtenagenturen strei-
tig machten und hierbei mit dem Vorwand 
auf warteten, solche Projekte raubten der In-
formation ihren Objektivitätscharakter. Drin-
gend riet er den Massenmedien, „mit der Ver-
breitung von Vorurteilen aufzuhören, die all-
zuoft nichts mit der Wirklichkeit gemein hät-
ten". Diejenigen, zu deren Aufgaben die In-
formation gehöre, sollten einen verbindlichen 
Ehrenkodex respektieren, doch gleichfalls die 
Chance des Schutzes vor „allerlei Drohungen 
und Druckmaßnahmen von hochplazierter 
Seite erhalten" 66).

65) Zit. nach: Communicator (ed. Indian Institute 
of Mass Communication), vol. XI, No 2—3, 1976, 
S. 16. Mit polemischer Schärfe äußern sich übli-
cherweise kommunistische Kreise zur Informati-
onspolitik der Weltagenturen. Vgl. u. a. Hector 
Mujica, Wem die Mittel der Masseninformation 
dienen, in: Probleme des Friedens und des Sozia-
lismus, Jg. 1972, H. 4, S. 521: „Die Meldungen über 
Ereignisse in beliebigen Weltregionen ... gelan-
gen zu den Lesern erst nach entsprechender Bear-
beitung. Das strategische Hauptziel dieser Agentu-
ren besteht darin, antikommunistische Ideen in 
das Bewußtsein der Leser zu pflanzen. Ihre Tätig-
keit richtet sich in erster Linie gegen die Vorhut 
der revolutionären Bewegung, gegen die kommu-
nistischen und Arbeiterparteien, gegen die marxi-
stisch-leninistische Ideologie, die Sowjetunion und 
die anderen sozialistischen Länder.“ — Aus kom-
munistischer Sicht s. ferner: Erhard Hexelschnei- 
der/Wolfgang Kleinwächter, Die Expansion inter-
nationaler journalistischer Konzerne und daraus 
erwachsende Probleme für die internationalen Be-
ziehungen der Gegenwart, in: Der Anteil der 
Massenmedien bei der Herausbildung des Bewußt-
seins in der sich wandelnden Welt, IX. General-
versammlung der AIERI, Leipzig, Sept. 1974, her- 
ausgeg. v. d. Sektion Journalistik der Karl-Marx- 
Universität Leipzig, 1974, S. 49 ff.

66) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 22. September 
1976, Fernausgabe Nr. 221.
67) Vgl. Carnero Roque, a. a. O., S. 5.

Die Weltagenturen werden somit vorwiegend 
als Organe politischer Macht wahrgenommen, 
während ihre kommunikativen Eigenschaften 
und Leistungen hinter dieser Perspektive 
spürbar zurücktreten. Auf sie konzentriert 
sich der Verdacht, als Orientierungsinstru-
mente der Stärkeren mißbraucht zu werden 
und de facto als Transmissionsriemen westli-
cher Machtpolitik zu dienen67 ). Daß eine 
derartige Sicht nur ausschnitthaft die Realität 



jener Institutionen widerspiegelt, bleibt unbe-
streitbar. Diese besondere Sicht ist es jedoch, 
die sämtliche Initiativen der Entwicklungslän-
der zur Veränderung der internationalen 
Nachrichtenordnung leitet: „Wie kann einer 
Lage ein Ende bereitet werden, die es den 
verschiedenen Ländern der Dritten Welt ver-
wehrt, ihre Stimme zu Gehör zu bringen und 
ihr weltöffentliche Geltung zu verschaf-
fen 68?" )

Neben der Thematik des Programmflusses 
Zwischen Entwicklungs- und Industrieländern 
ist das Agenturproblem der zweite wichtige 
Fragenkomplex, in dessen Zusammenhang in 
der Dritten Welt der Vorwurf des Kommuni-
kations-, Informations- oder kulturellen „Im-
perialismus" erhärtet wird. Mit diesem Be- 
griffsverständnis von „Imperialismus" verbin-
det. sich zumeist weniger die Vorstellung of-
fen gewaltsamer Unterdrückung oder unver-
hüllt repressiver Überwältigung als das Ge-
fühl unaufhaltsamer kultureller wie geistiger 
Überfremdung, politischer Entmündigung 
oder gar Entwürdigung, vor allem aber der 
faktischen Entwertung nationaler Souveräni-
tät 69 ).

Sowohl das Übergewicht der Industrieländer 
im Programmaustausch als auch die Vorherr-
schaft ihrer Nachrichtenagenturen in der 
Dritten Welt haben zur wachsenden Opposi-
tion blockfreier Staaten gegen die Praxis des 
„freien Informationsflusses" in der internatio-
nalen Ordnung beigetragen. Nicht in Frage 
gestellt wird die Konzeption weltweiter Kom-

munikationsfreiheit im Grundsätzlichen. Auf 
harte Gegnerschaft treffen jedoch die in den 
westlichen Ländern weitverbreiteten Auffas-
sungen, denen zufolge der universelle Nach-
richtenstrom sich im Interesse weltgesell-
schaftlicher Koexistenz gleichsam selbsttätig 
reguliere und allein bei Verzicht auf national-
staatliche Eingriffe der unverfälschte, unge-
hinderte Dialog der Weltgesellschaft gewähr-
leistet wäre. Kern der Kritik ist die mangeln-
de Ausgeglichenheit des internationalen 
Kommunikationsprozesses als Ergebnis unter-
schiedlicher Entwicklungsniveaus der natio-
nalen Massenmedien — ein Gefälle, das zu-
gleich zur Ursache weiterer gravierender po-
litischer 70 Ungleichheiten wird ).

Durch auffallende Schärfe haben erneut indi-
sche Politiker in dieser Kritik eine tonange-
bende Rolle übernommen und sich auf inter-
nationalen Foren, vornehmlich im Rahmen 
der UNESCO, zum Anwalt aller Blockfreien 
gemacht. Unmißverständlich verneinte I. K. 
Gujral, ehemaliger Minister für Informations- 
und Rundfunkwesen, vor der One Asia As- 
sembly im Februar 1973 die Existenz eines 
freien Informationsflusses in der Welt: „In 
der internationalen Sphäre ist der freie Infor-
mationsfluß ein Mythos.“ 71) Sein Vergleich 
der Nachricht mit einer kulturellen Waffe 
verrät die gespannte Einstellung zur interna-
tionalen Kommunikation: „Ein Krieg wird ge-
führt zwischen Ungleichen, zwischen denen, 
die die Massenmedien kontrollieren, über 
Ressourcen sowie alle methodischen Verfah-
ren von Massenmedien verfügen, 
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und jenen, 

die dieser Invasion unterworfen sind." )
68) Jacques Vignes, La bataille pour l'information, 
in: jeune afrique, No. 828, 19. November 1976, S. 43.
69) Vgl. hierzu bes. Diallo, a. a. O., S. 62: „Wenn 
ihr, zumindest offiziell, auch niemand mehr das 
Recht bestreitet, ihr Schicksal nach eigenem 
Wunsch zu formen, so wird sich die Dritte Welt 
dennoch tagtäglich bewußt, daß ihr noch sehr vie-
le Souveränitätsattribute fehlen. Unter anderen 
Attributen auch dieses: eine nur ihr eigentümliche 
Identität zu finden (de se faonner une personna- 
lite) und dem Ausland ein Bild zu präsentieren, 
das ihrem Wunsche entspricht." — Johan Galtung 
bezieht die Erscheinung des Kommunikations- und 
kulturellen Imperialismus (neben dem politischen, 
ökonomischen und militärischen Imperialismus) in 
seine strukturelle Imperialismus-Theorie ein. Vgl. 
Journal of Peace Research, Jg. 1971, H. 2, S. 81 ff.

70) Vgl. hierzu Stevan Marjanovic, Massenkom- 
munikation zwischen den Blockfreien, in: Interna-
tionale Politik (Belgrad), 20. März 1976, H. 623, 
S. 19: „Die unentwickelten Massenmedien in den 
blockfreien Ländern waren ein besonderer Aspekt 
von Ungleichheit, wodurch es diesen Ländern er-
schwert wurde, sich rascher und erfolgreicher in 
internationale Beziehungen und Zusammenarbeit 
einzuschalten."
71) Gujral defines „realistic communication policy“, 
in: Vidura (Press Institute of India’s mass media 
bimonthly), vol. 10, 1973, No. 2, S. 89.
72) Ebenda. ■— Auf einem Journalistenkongreß er-
klärte Gujral im April 1973: „Wir glauben, daß die 
entwickelten Länder jetzt nicht mehr Armeen lan-



Von Yunus wurden in seiner Rede vor dem 
Informations-Symposium in Tunis die Ent-
wicklungsländer eindringlich davor gewarnt, 
bei der Suche nach Lösungen der politischen,' 
ökonomischen und sozialen Probleme die 
enge Verkettung mit informations- bzw. kom-
munikationspolitischen Aspekten zu überse-
hen73 ). Die Tendenz scheint an Boden zu ge-

den, sondern mit Hilfe ihrer Kultur die Durchdrin- 
I gung anstreben. Das nennt man ,kulturelle Inva- 
ision'; tatsächlich versuchen sie, uns jene Gedan- 
I ken zu vermitteln, die möglicherweise gar nicht in 
»unserem besten Interesse liegen. Die kulturelle In- 
vasion verfügt über eine Vielfalt von Kriegswerk- 
zeugen.“ Zit. nach: Communicator, vol. IX, 1973, 

(No 2, S. 20.
73) Vgl. Indian & Foreign Review, 15. April 1976, 
IS. 7.
74) Beji, a. a. O„ S. 56.
75) Marjanovic, a. a. O., S. 19. Einen Überblick 
iüber die Entwicklung aus jugoslawischer Sicht 
gibt ferner: Muhamed Berberovic, Blockfreiheit 
und Information, in: Internationale Politik, 
20. April 1976, H. 625, S. 1 ff. Hintergründe und 
Motive des jugoslawischen Interesses an dieser 
IFrage untersucht ein Bericht der Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung vom 15. Oktober 1976 (S. 10).

76) Äußerung auf der Informationsminister-Kon-
ferenz blockfreier Staaten im Juli 1976 (s. Anm. 84).
77) Einzelheiten dieses Programms s. Europa- 
Archiv, Folge 20/1973, S. D 575.

winnen, die Forderung nach Veränderungen 
im internationalen Kommunikationswesen 
unter die alternative Frage zu stellen, wel-
ches Prinzip bestimmend sein solle: das der Ver-
antwortlichkeit oder das der Freiheit, das der 
Verpflichtung oder das des Rechtes: „Wel-
chem gebührt Vorrang, welches hat zu ver-
schw 74inden?" )

VII. Initiativen der Blockfreien 
zur Reform der Weltnachrichtenordnung

Bis zu ihrer IV. Gipfelkonferenz von Algier 
(1973) sind seitens der blockfreien Staaten zur 
Lösung ihrer Kommunikationsprobleme nur 
sehr begrenzte Aktivitäten entfaltet worden; 
die Rolle der Massenmedien in den zwischen-
staatlichen wie zwischengesellschaftlichen 
Beziehungen innerhalb der Dritten Welt blieb 
„ein ungepflügtes Feld, auf dem es an Initiati-
ve mangelte" 75 ). Der Hauptgrund für die 
Verzögerungen bei der Verständigung der 
Blockfreien über eine kommunikationspoliti-
sche Strategie gegenüber den Industriestaaten 
lag nach Ansicht des damaligen indischen 
Informationsministers Shukla in der Schwä-
che der breiten Öffentlichkeit der Entwick-
lungsländer, sich der Bedeutsamkeit dieser 
Frage hinreichend bewußt zu werden und die

Notwendigkeit gemeinsamen Handelns früh-
zeitig z 76u erkennen ).

Hatten die Blockfreien in ihrer Abschlußer-
klärung zur III. Gipfelkonferenz von Lusaka 
(1970) lediglich in allgemeinen Wendungen 
ihren Willen geäußert, Informationsaus-
tausch, Koordination und Konsultation zwi-
schen Regierungen und zuständigen Organi-
sationen zu erleichtern, so nahmen sie 1973 in 
ihr „Aktionsprogramm für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit" erstmals das Thema Massen-
kommunikation detailliert als gesonderten 
Abschnitt auf (Punkt XIII und XIV). Einigung 
erreichten sie im wesentlichen über die fol-
genden Zielsetzungen: Reorganisation der be-
stehenden Kommunikationsnetze zur Herstel-
lung direkter und rascher wechselseitiger In-
formationsbeziehungen, Überprüfung der mul-
tilateralen Abkommen zur Revision der Tarife 
für Zeitungsberichte und zur Einführung billi-
gerer Nachrichtenverbindungen, Forcierung 
von Plänen zur gemeinsamen Übernahme von 
Nachrichtensatelliten und Ausarbeitung ver-
bindlicher Verhaltensregeln bei ihrer Nut-
zung, Erweiterung des Informations-, Ideen- 
und Erfahrungsaustausches auf allen Gebie-
ten sowie Propagierung nationaler Errungen-
schaften in den Mas

77
senmedien der anderen 

Länder ).



In den Jahren zwischen 1973 und 1976, dem 
Höhepunkt ihrer bisherigen Aktivitäten, ha-
ben die Blockfreien auf den verschiedensten 
Ebenen ihre Anstrengungen ständig vermehrt, 
um sowohl im Bereich der Dritten Welt als 
auch in der weiteren internationalen Öffent-
lichkeit für ihre Ziele zu werben und inner-
halb der blockfreien Bewegung die Solidari-
sierung voranzutreiben.

Zu einem der wichtigsten Zentren ihrer Be-
mühungen wurden die Vereinten Nationen 
sowie deren Unterorganisationen, vor allem 
die UNESCO. Während der UNO-Session im 
August/September 1975 trafen sich — im 
Rahmen des „Dag-Hammarskjöld-Seminars" — 
Journalisten aus der gesamten Dritten Welt, 
um ihre Interessen abzustimmen und einen 
präziseren Forderungskatalog zu erarbeiten. 
Nach einer — nun schon rituellen — Anklage 
gegen die Vormachtstellung der westlichen 
Massenmedien und Großagenturen befürwor-
teten die Seminarteilnehmer in einer Ent-
schließung die vollständige Distanzierung des 
Journalismus von marktorientierten, die 
Nachricht als Ware behandelnden Gepflogen-
heiten und von sensationalistischen Berichter-
stattungsmustern. Zur Förderung der menschli-
chen Dimension im internationalen Zusam-
menleben verlangten sie, die Informationen 
von ethnozentrischen Vorurteilen zu befreien 
und aus der Vermittlung des Bildes fremder 
Staaten oder Gesellschaften alle verfälschen-
den Tendenzen herauszuhalten. Außerdem be-
auftragte das Seminar das Lateinamerikani-
sche Institut für Transnationale Studien mit 
der Betreuung eines Forschungsprojektes, das 
die Abhängigkeitsstrukturen der Entwick-
lungsländer auf dem Gebiete von Information 
und Kommunikation aufzeigen sollte, und 
richtete an das Institut gleichzeitig die Emp-
fehlung, der V. Gipfelkonferenz der Blockfrei-
en konkrete R 78ichtlinien vorzulegen ).

Die heftiger werdende Kritik wandte sich nun 
auch der Berichterstattung westlicher Mas-
senmedien über die Tätigkeit der UNO selbst 

zu. Auf Betreiben mehrerer Entwicklungslän-
der, an der Spitze Kolumbien und Tunesien, 
unterbreitete im November 1975 der Haus-
haltsausschuß Generalsekretär Waldheim 
eine Entschließung, in der — unter Hinweis 
auf negative Einstellungen der Massenmedien 
und der öffentlichen Meinung einiger Mit-
gliedsländer zur UNO — Schritte angeregt wur-
den, um die Kenntnisse der Weltöffentlichkeit 
über die Vereinten Nationen zu verbessern 
und Fehlurteile über ihre Arbeit zu korrigie-
ren. In der zeitweise umstrittenen, schließlich 
mit großer Mehrheit am 18. Dezember 1975 
angenommenen endgültigen Fassung der Re-
solution konnte die Bestimmung durchgesetzt 
werden, nach Ablauf von drei Jahren die 
UNO-Informationspolitik zu einem selbständi-
gen Tageso 79rdnungspunkt zu erklären ).

Ein weiteres Symptom für die Entschlossenheit 
der Entwicklungsländer, auf die Weltöffentlich-
keit zugunsten einer Veränderung des inter-
nationalen Kommunikationswesens propagan-
distisch einzuwirken, waren ihre verstärkten 
Bemühungen um Aufnahme der Informations- 
und Medienfrage in die Thematik internatio-
naler Kongresse. Nicht selten zeichnete sich 
hierbei ein taktisches Zusammengehen von 
Entwicklungsländern und sozialistischen Staa-
ten ab: So auf dem im Oktober 1975 nach 
Ost-Berlin einberufenen „Weltkongreß im In-
ternationalen Jahr der Frau", auf dem ein be-
sonderer Kommissionsreport diejenigen Mas-
senmedien verurteilte, die im Interesse der 
Monopole bestrebt wären, „die Entwicklung *

78) Statement by the Participants in the 1975 Dag 
Hammarskjöld Third World Journalists’ Seminar. 
The 1975 D. H. Report on Development and Inter-
national Co-operation, „What now", Uppsala 1975.

79) Die Vertretung der Bundesrepublik unterlag in 
den Beratungen mit einem Abänderungsantrag, 
der die Streichung des im Resolutionstext enthal-
tenen Passus befürwortete, die Position der Infor-
mationsmedien einiger Mitgliedsländer könne zu 
einem Schwund des Vertrauens in die UNO füh-
ren. G. Schütze, Pressereferent der deutschen 
UNO-Mission, gab zu bedenken, die Presse sei 
nicht zum Prügelknaben zu machen, wenn sich in 
den westlichen Mitgliedsländern die Unterstüt-
zung für die Vereinten Nationen mindere, da der 
Grund vielmehr im Abstimmungsverhalten einer 
Mehrheit der Vollversammlung läge; außerdem 
würden Medien wie öffentliche Meinung die na-
tionalen Besorgnisse oder Vorbehalte weit eher 
widerspiegeln, als diese selbst bewirken. Vgl. Süd-
deutsche Zeitung vom 15./16. November 1975.



der jungen Nationalstaaten auf dem Wege 
zum sozialen Fortschritt zu hemmen und die 
Unterdrückung der Frau aufrechtzuerhalten 
bzw. in neue Formen zu kleiden" 80 ).

8°) Neues Deutschland vom 25.Z26. Oktober 1975.
81) La Presse de Tunisie vom 24. Januar 1975.

8  0) Neue Zürcher Zeitung vom 25./26. Juli 
1976, Fernausgabe Nr. 171. Zurückhaltend bemerkt 
das Blatt über diesen Pool: „So legitim der 
Wunsch nach Information durch seinesgleichen 
und im Notfall durch Regierungsstellen ist, so hat 
das Poolkonzept doch Schwächen, die ihrerseits 
wieder nur durch das Vorhandensein von Konkur-
renzagenturen überbrückt werden können. Im Fal-
le kriegerischer Verwicklungen zweier Mitglied-
staaten sind beide berechtigt, ihre Versionen zu 
geben — ob dadurch die tatsächlichen Gescheh-
nisse erhellt werden, ist ungewiß. Interessant 
wäre auch zu wissen, wieviel Rücksicht einzelne 
Agenturen bei der Auswahl ihrer Poolmeldungen 
auf die Empfindlichkeit anderer Länder nehmen.*

Mehr und mehr konzentrierten die Entwick-
lungsländer in den Jahren 1975/76 ihre Initia-
tiven auf die Einrichtung eines Nachrichten-
pools (news pool). Einen ersten Markstein bil-
dete der im Januar 1975 gegründete Pool zwi-
schen den Presseagenturen von 16 afrika-
nisch-arabischen und asiatischen Ländern 
(u. a. l’Agence Tunis-Afrigue-Presse, MENA, 
PTI, Antara) sowie der jugoslawischen Tan- 
jug-Agentur. Diese Gründung stellt eine gänz-
lich neuartige Form der Kooperation unter 
den Entwicklungsländern dar, deren weiterge-
steckte Aufgabe man in der Erreichung grö-
ßerer „self-reliance" der Dritten Welt auch 
auf dem Felde der Kommunikation sah. Einige 
Pool-Initiatoren setzten diesen Schritt osten-
tativ mit dem „Beginn der Entkolonialisierung 
der Information" gleich81 ). Zur wichtigsten 
Funktion des Pools wurde es nicht erklärt, als 
„Superagentur" in den Wettbewerb mit dem 
traditionellen Agentursystem zu treten, son-
dern die Berichterstattung über die Dritte Welt 
und über das internationale Geschehen zu er-
gänzen. Tanjug übernahm vorerst eine tech-
nisch-organisatorische Führungsrolle. Im Un-
terschied zur Arbeitsweise der etablierten 
Nachrichtenagenturen war weder eine Aus-
wahl noch eine redaktionelle Bearbeitung 
eingehender Meldungen beabsichtigt. Mit 
Ausnahme von Anschuldigungen oder Pole-
miken gegen Mitgliedsländer wurden in der 
Poolpraxis sämtliche von den angegliederten 
nationalen Agenturen gelieferten Informatio-
nen unverändert weitergegeben und es den 
einzelnen Poolmitgliedern überlassen, was sie 
weiterer Verbreitung für würdig hielten. Als 
Norm bürgerte sich die tägliche Zahl von 
zwei bis drei Meldungen von insgesamt 500 
Wörtern pro Agentur ein, wobei man im Falle 
herausragender internationaler Ereignisse 
eine gewisse Abweichung von dieser Regel 
tolerierte. Die bei Tanjug einlaufenden Mel-
dungen wurden nach Übersetzung ins Engli- 

sehe, Französische und Spanische durch Kurz-
wellensender in alle Kontinente ausgestrahlt. 
Spezifikum dieses Pool-Konzeptes blieb die 
skrupulöse Beachtung der „Souveränität" je-
der Mitgliedsagentur sowie des Prinzips der 
„Nichteinmischung", womit völkerrechtliche 
Grundbegriffe direkt auf den Bereich des 
Nachrichtenwesens und der Informationspoli-
tik übertragen wurden. Angesichts des staat-
lichen Charakters der Agenturen oder ihrer 
Abhängigkeit von den jeweiligen Regierun-
gen mußte sich der Pool vorwiegend auf die 
Verbreitung offizieller bzw. offiziöser Stand-
punkte oder regierungsgenehmer Meldungen 
beschränken. Die Vermittlung einer Mei-
nungspluralität konnte gemäß seiner Aufga-
benbestimmung und Arbeitsmethode kaum er-
wartet 82 werden ).

Beruhte der Nachrichtenpool in seiner ur-
sprünglichen Konzeption auf bilateralen Ver-
trägen zwischen Tanjug und diversen Drit- 
te-Welt-Agenturen, so setzte sich die im Juli 
1976 in Neu Delhi tagende Informationsmini-
ster-Konferenz nahezu 50 blockfreier Staaten 
zum Ziel, die Gründung von 1975 zu einem 
multilateralen Modell zu erweitern. In ihrer 
programmatischen Eröffnungsrede umriß 
I. Gandhi die langfristige Perspektive dieses 
Projektes: Da die nach Erringung staatlicher 
Unabhängigkeit weiterwirkenden geistigen 
wie sprachlichen Bindungen an die einstigen 
„overlords" der „akademischen Kolonisie-
rung" Vorschub geleistet hätten, da ferner als 
Folge der in der Dritten Welt noch mancher-
orts vorhandenen Minderwertigkeitsgefühle 
sich den Denkweisen oder Vorurteilen der al-



ten Kolonialmächte ein günstiger Boden biete, 
sei eine echte Selbstbefreiung ausgeblieben; 
deshalb müßten die sich emanzipierenden 
Völker — ohne in den Irrtum des Chauvinis-
mus zu verfallen — endlich Wege finden, um 
miteinander unmittelbar zu kommunizieren; 
sie sollten sich ohne verfremdende oder ver-
fälschende Einschaltung der Industrieländer 
und
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 ihrer publizistischen Vermittlungsorgane 
übereinander selbst und ohne Bevormundung 
durch andere unterrichten ).

Im Sinne dieser Zielsetzung einigten sich die 
Informationsminister auf eine der nachfolgen-
den Gipfelkonferenz vorzulegende Deklara-
tion zur internationalen Kommunikations-
politik der Blockfreien. Des weiteren verstän-
digten sie sich im Detail über die praktischen 
Leitlinien der neuen Kollektivagentur der 
Dritten Welt, als deren wesentliche Funktio-
nen zu gelten hätten: die Herstellung freier 
und umfassender Zirkulation aller Nachrich-
tenformen zwischen den Blockfreien, die Ver-
breitung objektiver Sachmeldungen mit der 
Betonung progressiver ökonomischer, sozio-
politischer wie kultureller Entwicklungen und 
kooperativer Vo
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rhaben der Blockfreien, die 
Weitergabe authentischer Informationen an 
Agenturen und Massenmedien von Ländern 
außerhalb der Dritten Welt ).

Im Gegensatz zur Gründung von 1975 war 
dieser Nachrichtenpool nicht mehr auf die 
Vorrangposition einer einzigen Agentur zuge-
schnitten. Beendet wurde damit die frühere 
jugoslawische Führungsstellung. Indien jedoch 
konnte sich erhöhte Einflußchancen in der 
Poolpraxis ausrechnen, da es für die drei ersten 
Jahre den Vorsitz im Koordinationskomitee 
übernahm, dem 15 Vertreter des auf 40 Mit-
gliedsagenturen berechneten Pools angehö-

ren. Ungeachtet der einhelligen Zustimmung 
zum praktischen Arbeitsplan des künftigen 
Pools ließen sich politisch motivierte Span-
nungen und Gegensätzlichkeiten schon im 
Anfangsstadium dieses Vorhabens nicht über-
sehen. Einigkeit fehlte vor allem zwischen 
den indischen und jugoslawischen Repräsen-
tanten: Während die Jugoslawen (aus Rück-
sicht auf die für 1977 nach Belgrad einberu-
fene KSZE-Nachfolgekonferenz) eine totale 
Konfrontation mit dem Westen zu vermeiden 
suchten, steuerten die Inder einen entschiede-
nen Konfliktkurs. Ihre militanten Absichten 
bekundeten sie unmißverständlich, als die na-
tionale Staatsagentur Samachar im August 
1976 mit sofortiger Wirkung die Inanspruch-
nahme des UPI-Dienstes demonstrativ aufkün-
digte und zugleich andere Länder aufforderte, 
auslaufende Verträge mit westlichen Agentu-
ren ebenfalls nicht mehr zu erneuern. Das in-
dische Verhalten provozierte jedoch in nicht 
wenigen Kreisen der Blockfreien merklichen 
Widerstand. Einzelne publizistische Stimmen 
erhoben sogar den auf Yunus persönlich zie-
lenden Vorwurf, die Journalisten der Dritten 
Welt zu „offiziellen Propagandisten für Regi-
mes von fragwürdiger Popularität" degradie-
ren zu wollen85). Dennoch überwog trotz sol-
cher Meinungsverschiedenheiten in der offi-
ziellen Meinung Indiens offenkundig die An-
sicht, daß mit der Informationsminister-Kon-
ferenz „ein neues Stadium im Kampf um die 
Emanzipation aut dem Gebiete der Kommuni-
kation" erreicht worden war 86 ).

83) Härte und Unablässigkeit der indischen Regie-
rung in dieser Frage sind deutlicher Reflex ihres 
Unbehagens an den westlichen Medienreaktionen. 
Vgl. Le Monde vom 26. November 1976: „Das Pro-
jekt eines Pools blockfreier Presseagenturen ist 
die indische Antwort auf die .Beleidigungen’ der 
Auslandsjournalisten." '
84) Vollständiger Abdruck der Reden und Diskus-
sionen sowie des ausführlichen Pool-Programmes 
in: Indian & Foreign Review vom 1. August 1976, 
Communicator vol. XI, No 2/3, April-Juli 1976.

85) Vgl. Spiegel-Bericht 1976/34, S. 69, Neue Zür-
cher Zeitung vom 17. August 1976, Fernausgabe 
Nr. 190.
86) Indian & Foreign Review, 1. Juli 1976, S. 15.
87) Zit. nach: Europa-Archiv Folge 21/1976, S. D 574.

Die nachfolgende V. Gipfelkonferenz bekräf-
tigte abermals prinzipiell den Gedanken der 
absoluten Gleichrangigkeit von Veränderung 
des Weltwirtschaftssystems und der Reform der 
globalen Nachrichtenordnung: „Eine neue in-
ternationale Ordnung für das Informationswe-
sen und die Massenmedien ist ebenso wichtig 

87wie eine neue Weltwirtschaftsordnung." )  
Mit ihrer Erklärung und der darin enthalte-
nen Billigung des von den Informationsmini-
stern ausgearbeiteten Pool-Entwurfes beton-



ten die Staats- und Regierungschefs der Drit-
ten Welt erneut ihre Entschlossenheit, das 
Thema „internationale Massenkommunika-
tion" in jede künftige Erörterung der koexi-
stentiellen Bedingungen zwischen Industrie- 

und Entwicklungsländern einzubeziehen. In 
der westlichen Öffentlichkeit freilich verfestig-
te sich der Eindruck, daß auch in diesem Fra-
genkreis der radikale Flügel

88
 im Lager der 

Blockfreien vorerst das Sagen hatte ).

VIII. Der

Gleichzeitig mit den Initiativen der Blockfrei-
en verhärtete sich der Widerstand der westli-
chen Länder gegen alle Versuche, die Freiheit 
der internationalen Kommunikation einengen-
den Reglements oder überstaatliche Verbind-
lichkeit beanspruchenden Direktiven zu un-
terwerfen. Wiederholt ist von Regierungen 
der Industriestaaten davor gewarnt worden, 
autoritäre Ordnungsvorstellungen und -prak- 
tiken mancher Entwicklungsländer auf die 
weltgesellschaftlichen Verhältnisse auszudeh-
nen. Anlaß einer ersten schärferen Meinungs-
konfrontation zur aktuellen Kommunikations- 
und Medienfrage auf weltöffentlicher, poli-
tisch-diplomatischer Ebene war die vom 
26. Oktober bis zum 30. November 1976 in 
Nairobi tagende 19. Generalversammlung der 
UNESCO — einer Organisation, zu deren 
Selbstverständnis und Programm nach Aussa-
ge ihres Generalsekretärs M'Bow fortan das 
Bemühen gehören soll, zum Abbau von Un-
gleichheiten im Weltkommunikationssystem 
beizutra
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gen und erziehungs-, Wissenschafts-, 
kultur- ebenso wie kommunikationspolitische 
Anliegen gleichrangig zu verfechten ).

Zentrales Thema der Generalversammlung 
bildete eine im Dezember 1975 von Delegatio-
nen sozialistischer und blockfreier Staaten 
ausgearbeitete Erklärung zur Funktion der 
Massenmedien in der Völkergemeinschaft. 
Zum Hauptstreitpunkt wurden jene Artikel, 
aus denen sich das Recht auf staatlichen Ein-
griff in den internationalen Informationspro-
zeß ableiten läßt: Artikel 10 fordert, daß Staa- 

Widerstand westlicher Regierungen 
gegen die Pläne der Blockfreien 

ten, Institutionen oder Gruppierungen, die 
sich durch die Verbreitung falscher Nach-
richten in ihren Bemühungen um die Festi-
gung des Friedens und um Bekämpfung 
von Kriegs-, Rassismus- oder Apartheid- 
Propaganda geschädigt fühlen, die Mög-
lichkeiten haben sollen, derartige Nachrich-
ten durch Einschaltung der großen Informa-
tionsmedien richtigzustellen. Artikel 12 enthält 
die Bestimmung, daß Staaten Verantwortung 
für die Aktivitäten zu tragen hätten, die in 
der internationalen Sphäre von allen ihrer 
Autorität unterliegenden Informationsmitteln 
ausgingen. Den Bestrebungen des sozialisti-
schen Blocks wie den radikalen Wortführern 
der Dritten Welt kamen insbesondere diese 
beiden Artikel in ihrer Suche nach Wegen zur 
Zurückdrängung des westlichen Medienein-
flusses entgegen. Die sowjetische Delegation 
ergänzte die sich in der Erklärung bekundende 
Grundposition dahingehend, daß den einzel-
nen Staaten sogar eine „moralische" Verpflich-
tung zur Aufsicht über das Verhalten ihrer 
Publizistik obliege 90).

88) Le Monde (Ausgabe vom 22.—23. August 1976) 
wertete die Entscheidung der Blockfreien für den 
Nachrichtenpool als einen klaren Erfolg der Poli-
tik Indiens.
89) Interview mit Le Monde vom 22. Oktober 1976.

90) Zur Massenmediendebatte auf der UNESCO- 
Konferenz s. den Bericht der Neuen Zürcher Zei-
tung vom 7./8. November 1976, Fernausgabe 
Nr. 261.

Die Gegenposition fand in einer westeuropä-
ischen Stellungnahme Bekräftigung, der sich 
die nordischen Länder, die Delegationen der 
USA und Kanadas sowie mehrere Vertretun-
gen aus der Dritten Welt anschlossen. Kate-
gorisch verwarf diese Eingabe den Text der 
vorliegenden Mediendeklaration als unan-
nehmbar. Nachdrücklich erinnerte die 
USA-Delegation die Versammlung daran, daß 
die Presse der westlichen Demokratien nicht 
als Werkzeug des Staates diene, vielmehr ein 



unersetzliches Gegengewicht zur staatlichen 
Gewalt darstelle: „Wir drängen anderen Län-
dern nicht unsere Art der Massenmedien auf, 
wehren uns aber ebenso gegen Reglementie-
rungen unserer e 91igenen Presse." )  Zuvor hat-
te bereits der Sprecher der Bundesrepublik in 
der Generaldebatte die Sorge der Bundesre-
gierung über die sich verschärfenden Medien-
dispute zum Ausdruck gebracht. Staatssekre-
tär Hermes vom Auswärtigen Amt gab dem 
Plenum zu verstehen, daß die deutsche Ver-
tretung keinesfalls ihr Einverständnis geben 
könne, wenn die UNESCO-Generalkonferenz 
eine Politik der Beschränkung des freien Aus-
tausches von Ideen durch Wort und Bild 
sanktionieren und ihr internationale Anerken-
nung verschaffen würde. Zwar respektiere die 
Bundesregierung den Wunsch der Entwick-
lungsländer, die Nachrichtenvermittlung nicht 
ausschließlich solchen Medien zu überlassen, 
die den Interessen dieser Länder nur unzu-
länglich Rechnung trügen, doch seien rigoro-
se Beschränkungen weltweiter Informations-
freiheiten zum Abbau des Nord-Süd-Gefälles 
im Kommunikationsbereich und zur Beseiti-
gung infrastruktureller Mißstände ein unge-
eignetes Mittel. Hermes schlug als erfolgver-
sprechenderen Weg der Korrektur die Wei-
tergabe fortgeschrittener Medientechnologien 
von Industriestaaten an Entwicklungsländer 
vor und ließ in diesem Punkte die Bereit-
schaft der Bundesrepu
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blik zur praktischen 

Hilfe erkennen ).

überraschend unterblieb zum Ausgang der 
UNESCO-Konferenz ein offener Eklat zwi-
schen westlichen Staaten und Dritter Welt. 
Die Kraftprobe zwischen militanten Blockfrei-
en und sozialistischem Block einerseits, west-
lichen Partnern und gemäßigten Entwick-

lungsländern andererseits verlief zugunsten 
des Westens. Das klare Ergebnis der Abstim-
mung über die Rückverweisung der umstritte-
nen Deklaration an den Generaldirektor zu 
weiterer Überarbeitung bis zur 20. General-
konferenz 1978 bedeutet sicherlich noch nicht 
definitiven Verzicht. Doch ist zu erwarten, 
daß sich der Schwerpunkt der Diskussionen 
von politisierten oder ideologisierten Ausein-
andersetzungen vermehrt auf die sachbezoge-
ne Ebene verlagern und die pragmatische Fra-
ge in den Vordergrund treten wird, in wel-
cher Weise und welchem Ausmaß die Indu-
striestaaten den Entwicklungsländern beim 
Ausbau ihrer Informations- und Massenkom-
munikationssysteme zu helfen willens sind. 
Immerhin hatte die geschlossene Frontstel-
lung vieler Entwicklungsländer die westli-
chen Regierungen zu entsprechenden Ab-
sichtserklärungen bewegen können.

In der Gesamteinschätzung der Nairobi- 
Konferenz — als Abschluß einer längeren 
Phase internationaler Kontroversen — läßt 
sich demnach eine Kompromißtendenz nicht 
übersehen: "... ein Sieg des Westens, der die 
Unterstützung eines Teils der Dritten Welt 
erhalten hat. Doch haben die Debatten ande-
rerseits das Gewicht verdeutlicht, das dem in-
ternationalen Informationsaustausch nunmehr 
zukommt; zweifellos werden die industriali-
sierten Länder und ihre Massenmedien in Zu-
kunft den Ansprüchen der Entwicklungslän-
der Rechnung 93zu tragen haben." )

93) L’UNESCO et 1'information. Le Monde vom 
9. November 1976. UNESCO-Generalsekretär M’Bow 
gab am 14. Dezember 1976 eine nähere Ein-
schätzung der Nairobi-Konferenz aus seiner Sicht; 
den erreichten Kompromiß begrüßend, äußerte er: 
„Nun ist es nötig — auf technischem, nicht aber 
politischem Wege —, den erzielten Konsens er-
folgreich in ein präzises Projekt umzuwandeln, um 
dessen Respektierung sich die UNESCO dann be-
mühen wird."

Die Autoren des Aufsatzes „Das Meer — Müllkippe, Selbstbedienungsladen oder Erbe 
der Menschheit'?" (B 5/77) danken Frau Dr. Renate Platzöder für wesentliche Informa-
tionen aus ihren Veröffentlichungen zur Seerechtsproblematik der Stiftung Wissenschaft 
und Politik, Ebenhausen.

91) Ebenda.
92) Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 30./31. Oktober/
1. November 1976.



Hermann Meyn: Ausgewogenheit — nur ein Kampfruf? Zur Problematik einer 
Vokabel in der rundfunkpolitischen Diskussion

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/77, S. 3—10

In der aktuellen rundfunkpolitischen Diskussion wird wieder einmal die mangelnde Aus-
gewogenheit der Fernsehprogramme kritisiert. Die Vokabel von dem „Mindestmaß an 
Ausgewogenheit“ taucht zum ersten Mal im Fernsehurteil des Bundesverfassungsgerichts 
im Jahr 1961 auf. Seither ist es strittig, ob sich die Ausgewogenheit nur auf das Gesamt-
programm, auf Sparten oder auf einzelne Sendungen beziehen sollte. Problematisch ist 
vor allem, innerhalb welchen Zeitraums Ausgewogenheit herzustellen ist. Die Kritiker 
des Programms werden erst glaubwürdig, wenn sie mit konkreten Beweisen kommen. Die 
Rundfunkjournalisten sollten die Freiheit, die ihnen trotz mancher Defekte das öffentlich- 
rechtliche System der Rundfunkanstalten bietet, nicht leichtsinnig aufs Spiel setzen und 
sich auf Fairneß-Regeln besinnen, um der Ausgewogenheitsdebatte den Boden zu ent-
ziehen.

Hansjürgen Koschwitz: „Freiheit der Information“ oder „Kommunikationsimpe-
rialismus"? Konfliktwirkungen publizistischer Medien im Verhältnis von Indu-
strie- und Entwicklungsländern

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/77, S. 11—38

Im Rahmen des Nord-Süd-Konfliktes, der Gegensätzlichkeit von Industriestaaten (haupt-
sächlich des Westens) und Dritter Welt, hat in den vergangenen Jahren die ökonomische 
Thematik im Vordergrund gestanden. Mehr und mehr ist, vor allem seit 1973, die Massen-
kommunikationsfrage als kontroverser Problemkomplex hinzugetreten. Das Ringen um 
die Veränderung der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung findet nun seine Ergänzung 
und Erweiterung in dem Kampf um die Reform der geltenden „Weltnachrichtenordnung". 
Diese Bestrebungen erreichten mit dem von der V. Gipfelkonferenz Blockfreier Staaten 
(1976) beschlossenen Projekt eines Nachrichtenpools ihren bisherigen Höhepunkt.

Zweifellos beanspruchen die Position der Weltnachrichtenagenturen im internationalen 
Kommunikationswesen sowie ihr oft beherrschender Einfluß auf Information und Mei-
nungsbildung innerhalb wie außerhalb der Dritten Welt das aktuelle Hauptinteresse. Doch 
wird die Diskussion um die Rolle der Massenkommunikation im Verhältnis von Industrie- 
und Entwicklungsländern noch durch eine Vielfalt anderer Teilprobleme bestimmt. Sie 
alle sind unmittelbare Folge der jahrzehntelangen Bindungen der heutigen Entwicklungs-
länder an ihre einstigen Kolonialmächte oder aber eine direkte Auswirkung des umfas-
senden medientechnologischen Vorsprunges der Industriestaaten. Insbesondere der fort-
dauernde massive Widerhall westlicher Massenmedien und ihrer Aussagen in den Öffent-
lichkeiten, namentlich bei den Eliteschichten von Entwicklungsländern, und ebenso das ein-
deutige Übergewicht westlicher Programme in den audio-visuellen Medien der Dritten 
Welt verdeutlichen die Grenzen der publizistischen und zugleich geistig-kulturellen Eigen-
ständigkeit moderner Entwicklungsgesellschaften.

Weitere Spannungen auf dem Gebiete der Massenkommunikation zwischen Industrie-
ländern und Dritter Welt ergeben sich aus der fortschreitenden Abkehr der Entwicklungs-
länder von den Systemvorstellungen der früheren Kolonialmächte. Mit dem Trend zum 
Autoritarismus verschärften sich zwangsläufig die Auseinandersetzungen um die Bericht-
erstattung europäischer oder nordamerikanischer Massenmedien über das Geschehen in 
der Dritten Welt. An mannigfachen Beispielen ist belegbar, wie nachhaltig solche Aus-
einandersetzungen die zwischenstaatlichen und interkulturellen Beziehungen belasten 
können. Internationale Kommunikation und internationale Politik lassen hier ihre enge 
Verschränkung erkennen.
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